
Abchasien

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Beobachtermission der
Vereinten Nationen in Georgien (UNOMIG). –
Resolution 1582(2005) vom 28. Januar 2005

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine einschlägigen Re-

solutionen, insbesondere die Resolution 1554
(2004) vom 29. Juli 2004,

– den Bericht des Generalsekretärs vom 17. Ja-
nuar 2005 begrüßend,

– unter Hinweis auf die Schlußfolgerungen der
Gipfeltreffen der Organisation für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) von
Lissabon (S/1997/57, Anlage) und von Istan-
bul zur Situation in Abchasien (Georgien),

– unter Hinweis auf die einschlägigen Grundsät-
ze in dem am 9. Dezember 1994 verabschiede-
ten Übereinkommen über die Sicherheit von
Personal der Vereinten Nationen und beigeord-
netem Personal,

– mißbilligend, daß die Urheber des Anschlags
auf einen Hubschrauber der Beobachtermissi-
on der Vereinten Nationen in Georgien (UNO-
MIG) am 8. Oktober 2001, bei dem die neun
Menschen an Bord ums Leben kamen, noch
immer nicht ermittelt worden sind,

– betonend, daß das weitere Ausbleiben von Fort-
schritten in Schlüsselfragen einer umfassenden
Regelung des Konflikts in Abchasien (Georgien)
unannehmbar ist,

– jedoch erfreut darüber, daß die regelmäßigen Ta-
gungen auf hoher Ebene der Gruppe der Freun-
de in Genf und die georgisch-russischen Gip-
feltreffen eine positive Dynamik in den von den
Vereinten Nationen angeführten Friedensprozeß
gebracht haben,

– erfreut über die wichtigen Beiträge, die die
UNOMIG und die Gemeinsame Friedenstruppe
der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS-
Friedenstruppe) zur Stabilisierung der Lage in
der Konfliktzone geleistet haben, und betonend,
wie sehr ihm an der engen Zusammenarbeit zwi-
schen ihnen bei der Wahrnehmung ihres jewei-
ligen Mandats gelegen ist,

1. bekräftigt das Bekenntnis aller Mitgliedstaaten
zur Souveränität, Unabhängigkeit und territo-
rialen Unversehrtheit Georgiens innerhalb sei-
ner international anerkannten Grenzen sowie die
Notwendigkeit, den Status Abchasiens inner-
halb des Staates Georgien in strenger Überein-
stimmung mit diesen Grundsätzen festzulegen;

2. würdigt und unterstützt mit Nachdruck die nach-
haltigen Anstrengungen, die der Generalsekre-
tär und seine Sonderbeauftragte mit Hilfe der
Russischen Föderation in ihrer Eigenschaft als
Vermittler sowie mit Hilfe der Gruppe der Freun-
de des Generalsekretärs und der OSZE unter-
nehmen, um die Stabilisierung der Lage zu för-
dern und eine umfassende politische Regelung
herbeizuführen, die auch eine Regelung des po-
litischen Status Abchasiens innerhalb des Staa-
tes Georgien einschließen muß;

3. wiederholt seine nachdrückliche Unterstützung
des Dokuments über die ›Grundprinzipien für
die Kompetenzaufteilung zwischen Tiflis und
Suchumi‹ und des dazugehörigen Übermitt-
lungsschreibens, das von allen Mitgliedern der
Gruppe der Freunde und mit ihrer vollen Un-
terstützung abgefaßt wurde;

4. bedauert zutiefst die fortdauernde Weigerung
der abchasischen Seite, Gesprächen über den
Inhalt des Dokuments zuzustimmen, fordert
die abchasische Seite erneut mit allem Nach-
druck auf, das Dokument und das dazugehörige
Übermittlungsschreiben entgegenzunehmen, for-
dert beide Parteien nachdrücklich auf, das Do-
kument und das Schreiben sodann eingehend
und mit offenem Blick zu prüfen und in kon-
struktive Verhandlungen über ihren Inhalt ein-
zutreten, und fordert alle, die Einfluß auf die
Parteien haben, nachdrücklich auf, auf dieses
Ergebnis hinzuwirken;

5. bedauert außerdem, daß bei der Aufnahme von
Verhandlungen über den politischen Status kei-
ne Fortschritte erzielt worden sind, und erinnert
erneut daran, daß diese Dokumente dem Zweck
dienen, die Durchführung ernsthafter Verhand-
lungen zwischen den Parteien, unter der Füh-
rung der Vereinten Nationen, über den Status
Abchasiens innerhalb des Staates Georgien zu
erleichtern und daß sie keinen Versuch darstel-
len, den Parteien eine bestimmte Lösung auf-
zuzwingen oder zu diktieren;

6. verweist auf seinen in Resolution 1255(1999)
vom 30. Juli 1999 zum Ausdruck gebrachten
Standpunkt zu Wahlen in Abchasien,

7. fordert beide Seiten auf, sich an konstruktiven
Verhandlungen zur Herbeiführung einer politi-
schen Regelung des Konflikts zu beteiligen und
nichts unversucht zu lassen, um ihr gegenseiti-
ges Mißtrauen zu überwinden, und unterstreicht,
daß beide Seiten Zugeständnisse machen müs-
sen, wenn der Verhandlungsprozeß zu einer für
beide Seiten annehmbaren dauerhaften politi-
schen Regelung führen soll;

8. begrüßt es, daß die georgische Seite sich auf eine
friedliche Beilegung des Konflikts verpflichtet
hat, und fordert beide Parteien auf, sich öffent-
lich von jedweder militanten Rhetorik und Un-
terstützungsbekundungen für militärische Lö-
sungen zu distanzieren;

9. erinnert alle Beteiligten daran, daß sie alles un-
terlassen sollen, was den Friedensprozeß behin-
dern könnte;

10. begrüßt die Veranstaltung regelmäßiger Ta-
gungen hochrangiger Vertreter der Gruppe der
Freunde und der Vereinten Nationen in Genf
und legt beiden Seiten nahe, an der nächsten
Tagung aktiv teilzunehmen;

11. fordert die Parteien nachdrücklich auf, an den
auf der ersten Genfer Tagung eingerichteten
Arbeitsgruppen (zur Behandlung von Fragen in
den vorrangigen Bereichen der wirtschaftlichen
Zusammenarbeit, der Rückkehr der Binnenver-
triebenen und Flüchtlinge sowie politischer und
sicherheitsbezogener Fragen), die durch die im
März 2003 in Sotschi eingerichteten Arbeits-
gruppen ergänzt wurden, aktiver, regelmäßiger

und in einer strukturierteren Weise mitzuwirken,
und wiederholt, daß ergebnisorientierte Tätig-
keiten in diesen drei vorrangigen Bereichen nach
wie vor von entscheidender Bedeutung für die
Schaffung einer gemeinsamen Grundlage zwi-
schen der georgischen und der abchasischen
Seite und letztlich für den Abschluß ernsthafter
Verhandlungen über eine umfassende politische
Regelung auf der Grundlage des Dokuments
›Grundprinzipien für die Kompetenzaufteilung
zwischen Tiflis und Suchumi‹ und des dazuge-
hörigen Übermittlungsschreibens sind;

12. legt den beiden Seiten in diesem Zusammen-
hang nahe, ihre Erörterungen über Sicherheits-
garantien unter Mitwirkung der Gruppe der
Freunde fortzusetzen;

13. fordert die Parteien erneut auf, konkrete Schrit-
te zu unternehmen, um den Friedensprozeß un-
ter allen seinen hauptsächlichen Aspekten neu
zu beleben, einschließlich ihrer Arbeit im Ko-
ordinierungsrat und seinen einschlägigen Me-
chanismen, auf den Ergebnissen des im März
2001 in Jalta abgehaltenen Treffens über ver-
trauensbildende Maßnahmen (S/2001/242) auf-
zubauen und die bei diesem Anlaß vereinbarten
Vorschläge zielstrebig und kooperativ umzu-
setzen, mit dem Ziel, eine vierte Konferenz über
vertrauensbildende Maßnahmen abzuhalten, und
begrüßt die von Deutschland bekundete Ab-
sicht, in Erwartung von Fortschritten im Kon-
fliktbeilegungsprozeß eine derartige Konfe-
renz auszurichten;

14. stellt fest, daß Kontakte auf der Ebene der Zi-
vilgesellschaft das gegenseitige Vertrauen stär-
ken können, und fordert beide Seiten auf, sol-
che Kontakte zu erleichtern;

15. betont, daß in der Frage der Flüchtlinge und
Binnenvertriebenen dringend Fortschritte erzielt
werden müssen, fordert beide Seiten auf, zu zei-
gen, daß sie wirklich entschlossen sind, deren
Rückkehr besondere Aufmerksamkeit zu wid-
men und diese Aufgabe in enger Koordinierung
mit der UNOMIG und im Benehmen mit dem
UNHCR und der Gruppe der Freunde in Angriff
zu nehmen;

16. fordert die rasche Fertigstellung und Unterzeich-
nung der von der Sonderbeauftragten des Ge-
neralsekretärs vorgeschlagenen Absichtserklä-
rung über die Rückkehr und begrüßt die Tagun-
gen, an denen die Sonderbeauftragte, das UN-
HCR und die Arbeitsgruppe von Sotschi für
Flüchtlinge und Binnenvertriebene teilgenom-
men haben;

17. bekräftigt, daß die aus dem Konflikt hervorge-
henden demographischen Veränderungen un-
annehmbar sind, und bekräftigt außerdem das
unveräußerliche Recht aller von dem Konflikt
betroffenen Flüchtlinge und Binnenvertriebe-
nen, in Sicherheit und Würde an ihre Heimstät-
ten zurückzukehren, im Einklang mit dem Völ-
kerrecht und gemäß dem Vierparteienüberein-
kommen vom 4. April 1994 (S/1994/397, An-
lage II) und der Erklärung von Jalta;

18. erinnert daran, daß die abchasische Seite eine
besondere Verantwortung für den Schutz der
Rückkehrer und die Erleichterung der Rück-
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kehr der restlichen vertriebenen Bevölkerungs-
gruppen trägt;

19. begrüßt die fortdauernde Tätigkeit des UNDP in
den Bezirken Gali, Otschamtschira und Tkwart-
scheli und die Eröffnung von Büros des UNDP
in Suchumi und Gali;

20. fordert die Parteien erneut nachdrücklich auf,
die Empfehlungen der im Sektor von Gali durch-
geführten Gemeinsamen Bewertungsmission
(November 2000) umzusetzen, bedauert, daß
trotz der positiven Aufnahme, die diese Emp-
fehlungen auf der ersten Genfer Tagung bei den
Parteien gefunden haben, keine entsprechenden
Fortschritte zu verzeichnen waren, und fordert
die abchasische Seite abermals auf, der möglichst
baldigen Eröffnung einer in Gali angesiedelten
Außenstelle des Menschenrechtsbüros in Suchu-
mi zuzustimmen und entsprechende Sicherheits-
bedingungen zu schaffen, damit sie ungehindert
arbeiten kann; 

21. bekundet seine Besorgnis darüber, daß trotz des
Beginns der Dislozierung eines Zivilpolizeian-
teils der UNOMIG, der in der Resolution 1494
(2003) gebilligt und von den Parteien verein-
bart worden war, die Dislozierung der übrigen
Polizeibeamten im Sektor von Gali noch im-
mer nicht stattgefunden hat, und fordert die ab-
chasische Seite auf, die rasche Dislozierung des
Polizeianteils in dieser Region zuzulassen;

22. fordert insbesondere die abchasische Seite auf,
die Anwendung der Gesetze unter Einbeziehung
der örtlichen Bevölkerung zu verbessern und dem
Umstand abzuhelfen, daß die Angehörigen der
georgischen Volksgruppe keinen Unterricht in
ihrer Muttersprache erhalten;

23. begrüßt die Maßnahmen, die die georgische Sei-
te ergriffen hat, um den Aktivitäten illegaler be-
waffneter Gruppen ein Ende zu bereiten, und er-
mutigt zur Fortführung dieser Bemühungen;

24. verurteilt alle Verstöße gegen die Bestimmun-
gen des Moskauer Übereinkommens vom 14.
Mai 1994 über eine Waffenruhe und die Trup-
penentflechtung (S/1994/583, Anlage I);

25. begrüßt die weiterhin anhaltende relative Ruhe
im Kodori-Tal und verurteilt die Tötung und Ent-
führung von Zivilpersonen im Bezirk Gali;

26. fordert die Parteien nachdrücklich auf, die Be-
stimmungen der am 19. Januar 2004 und 8. Ok-
tober 2003 unterzeichneten Protokolle über Si-
cherheitsfragen im Bezirk Gali einzuhalten, ih-
re regelmäßigen Treffen fortzusetzen und en-
ger zusammenzuarbeiten, um die Sicherheit im
Sektor von Gali zu verbessern, und nimmt da-
von Kenntnis, daß sich die abchasische Seite
wieder an den Vierparteientreffen und an der
Gemeinsamen Ermittlungsgruppe beteiligt;

27. fordert die georgische Seite erneut auf, umfas-
sende Sicherheitsgarantien zu gewähren, um
eine unabhängige und regelmäßige Überwa-
chung der Lage im oberen Kodori-Tal durch
gemeinsame UNOMIG- und GUS-Friedens-
sicherungspatrouillen zu ermöglichen;

28. unterstreicht, daß die beiden Seiten die Haupt-
verantwortung dafür tragen, angemessene Si-
cherheit und die Bewegungsfreiheit der UNO-
MIG, der GUS-Friedenstruppe und des son-
stigen internationalen Personals zu gewährlei-
sten;

29. verurteilt in dieser Hinsicht mit allem Nach-
druck die wiederholten Entführungen von Per-
sonal dieser Missionen in der Vergangenheit,
mißbilligt entschieden, daß keiner der Täter je
ermittelt und vor Gericht gestellt wurde, erklärt
erneut, daß die Parteien die Verantwortung da-
für tragen, dieser Straflosigkeit ein Ende zu set-
zen, und fordert sie zum Handeln auf;

30. fordert die Parteien außerdem abermals auf, al-
le erforderlichen Schritte zu unternehmen, um
diejenigen, die für den Abschuß eines UNO-
MIG-Hubschraubers am 8. Oktober 2001 ver-
antwortlich sind, zu ermitteln und vor Gericht zu
stellen, und die Sonderbeauftragte des General-
sekretärs über die insbesondere im Rahmen der
strafrechtlichen Ermittlungen unternommenen
Schritte zu informieren;

31. beschließt, das Mandat der UNOMIG um einen
weiteren, am 31. Juli 2005 endenden Zeitraum
zu verlängern, vorbehaltlich einer möglichen
Überprüfung ihres Mandats durch den Rat für
den Fall, daß im Mandat der GUS-Friedens-
truppe Änderungen vorgenommen werden;

32. ersucht den Generalsekretär, den Rat auch wei-
terhin regelmäßig unterrichtet zu halten und ihm
drei Monate nach der Verabschiedung dieser Re-
solution über die Situation in Abchasien (Geor-
gien) Bericht zu erstatten;

33. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Afghanistan

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Maßnah-
men zur Friedenskonsolidierung. – Resolution
1589(2005) vom 24. März 2005

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

über Afghanistan, insbesondere seine Resoluti-
on 1536(2004) vom 26. März 2004, mit der das
Mandat der Hilfsmission der Vereinten Natio-
nen in Afghanistan (UNAMA) bis zum 26.
März 2005 verlängert wurde,

– in Bekräftigung seines nachdrücklichen Bekennt-
nisses zur Souveränität, Unabhängigkeit, terri-
torialen Unversehrtheit und nationalen Einheit
Afghanistans,

– unter erneuter Begrüßung der erfolgreichen Ab-
haltung der Präsidentschaftswahlen am 9. Ok-
tober 2004,

– in der Erkenntnis, daß dringend die Herausfor-
derungen angegangen werden müssen, mit de-
nen Afghanistan nach wie vor konfrontiert ist,
namentlich die Suchtstoffbekämpfung, die man-
gelnde Sicherheit in bestimmten Gebieten, die
terroristischen Bedrohungen, die umfassende
landesweite Entwaffnung, Demobilisierung und
Wiedereingliederung der afghanischen Mili-
zen sowie die Auflösung der illegalen bewaff-
neten Gruppen, die rechtzeitige Vorbereitung
der Parlaments-, Provinz- und Bezirkswahlen,
der Aufbau afghanischer staatlicher Institutio-
nen, die schnellere Reform des Justizsektors,
die Förderung und der Schutz der Menschen-
rechte und die wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung,

– in diesem Zusammenhang in Bekräftigung sei-
ner fortgesetzten Unterstützung der Durchfüh-
rung der Bestimmungen des Übereinkommens
von Bonn vom 5. Dezember 2001 und der Er-
klärung von Berlin vom 1. April 2004 samt An-
lagen und der Regierung und dem Volk Afgha-
nistans danach seine fortgesetzte Unterstützung
bei ihren Bemühungen zusagend, ihr Land wie-
der aufzubauen, die Grundlagen einer konstitu-
tionellen Demokratie zu stärken und ihren recht-
mäßigen Platz in der Gemeinschaft der Natio-
nen einzunehmen, 

– daran erinnernd und betonend, wie wichtig die
Erklärung von Kabul vom 22. Dezember 2002
über gutnachbarliche Beziehungen (S/2002/
1416) ist, und allen betroffenen Staaten nahe
legend, der Erklärung von Kabul und der im Sep-
tember 2003 in Dubai unterzeichneten Erklärung
über Handel, Verkehr und Investitionen aus dem
Ausland weiter nachzukommen,

– mit dem Ausdruck seines Dankes und seiner
nachdrücklichen Unterstützung für die laufen-
den Bemühungen des Generalsekretärs und sei-
nes Sonderbeauftragten für Afghanistan und die
zentrale und unparteiische Rolle unterstreichend,
die die Vereinten Nationen bei der Förderung
des Friedens und der Stabilität in Afghanistan
auch weiterhin wahrnehmen,

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs vom
18. März 2005 (S/2005/183);

2. beschließt, das Mandat der UNAMA um einen
weiteren Zeitraum von zwölf Monaten ab dem
Datum der Verabschiedung dieser Resolution
zu verlängern;

3. betont, wie wichtig es ist, umgehend einen Rah-
menplan für die frühestmögliche Abhaltung von
freien und fairen Wahlen festzulegen, begrüßt in
dieser Hinsicht die Ankündigung des Gemein-
samen Wahlverwaltungsorgans, daß die Wahlen
für das Unterhaus des Parlaments (Wolesi Jirga)
und die Provinzräte am 18. September 2005 ab-
gehalten werden, fordert die UNAMA auf,
auch weiterhin die erforderliche Unterstützung
zu gewähren, um rechtzeitige Wahlen mit mög-
lichst breiter Beteiligung zu erleichtern, und legt
der Gebergemeinschaft eindringlich nahe, so
rasch wie möglich die erforderliche finanzielle
Unterstützung auf der Grundlage des genann-
ten Rahmenplans und im engen Benehmen mit
der Regierung Afghanistans und der UNAMA
zur Verfügung zu stellen und zu erwägen, zu
Wahlbeobachtermissionen beizutragen;

4. unterstreicht, wie wichtig die Sicherheit für die
Abhaltung glaubhafter Parlaments-, Provinz-
und Bezirkswahlen ist, und fordert die Mit-
gliedstaaten zu diesem Zweck auf, Personal,
Ausrüstung und andere Ressourcen zur Unter-
stützung der Erweiterung der Internationalen
Sicherheitsbeistandstruppe und der Aufstellung
von Wiederaufbauteams in den Provinzen in
anderen Teilen Afghanistans bereitzustellen und
in enger Abstimmung mit der UNAMA und der
Regierung Afghanistans vorzugehen;

5. begrüßt die internationalen Bemühungen, beim
Aufbau des neuen afghanischen Parlaments be-
hilflich zu sein und dafür zu sorgen, daß es sei-
ne Aufgaben wirksam wahrnehmen kann, was
für die politische Zukunft Afghanistans und die
Maßnahmen in Richtung auf ein freies und de-
mokratisches Afghanistan von entscheidender
Bedeutung sein wird;

6. begrüßt die maßgeblichen Fortschritte bei dem
Prozeß der Entwaffnung, Demobilisierung und
Wiedereingliederung im Einklang mit dem Über-
einkommen von Bonn, ermutigt die Regierung
Afghanistans, sich auch weiterhin aktiv darum
zu bemühen, diesen Prozeß zu beschleunigen,
damit er bis Juni 2006 abgeschlossen ist, die il-
legalen bewaffneten Gruppen aufzulösen und die
Munitionsbestände zu beseitigen, und ersucht
die internationale Gemeinschaft, diese Bemüh-
ungen weiter zu unterstützen;

7. begrüßt die Anstrengungen, die die Regierung
Afghanistans bislang unternommen hat, um ihre
im Mai 2003 verabschiedete nationale Drogen-
kontrollstrategie umzusetzen, namentlich durch
die im Februar 2005 erfolgte Aufnahme des
Durchführungsplans für 2005 für die Suchtstoff-

160 Vereinte Nationen 4/2005



bekämpfung, der die neue Entschlossenheit der
Regierung erkennen läßt, gegen den Drogen-
anbau, die Drogengewinnung und den Dro-
genhandel anzugehen, fordert die Regierung
nachdrücklich auf, entschlossen vorzugehen,
um der Drogenverarbeitung und dem Drogen-
handel Einhalt zu gebieten und die in dem ge-
nannten Plan dargelegten konkreten Maßnah-
men auf dem Gebiet des Aufbaus von Institu-
tionen, der Aufklärungskampagnen, der alter-
nativen Existenzsicherung, der Unterbindung
und des Rechtsvollzugs, der Strafjustiz, der
Beseitigung, der Nachfragesenkung und der
Behandlung von Drogenabhängigen sowie der
regionalen Zusammenarbeit zu ergreifen, und
fordert die internationale Gemeinschaft auf,
der Regierung jede erdenkliche Hilfe bei der
vollen Durchführung aller Aspekte des Planes
zu gewähren;

8. unterstützt den Kampf gegen den unerlaubten
Verkehr mit Drogen und Vorläuferstoffen in
Afghanistan selbst, in den Nachbarstaaten und
in den an den Handelswegen gelegenen Län-
dern, namentlich die verstärkte Zusammenar-
beit zwischen ihnen, um die Kontrollen zur
Bekämpfung von Suchtstoffen zu verstärken
und so den Drogenstrom einzudämmen, und
begrüßt in diesem Zusammenhang die am 1.
April 2004 erfolgte Unterzeichnung der Berli-
ner Erklärung zur Drogenbekämpfung im Rah-
men der Erklärung von Kabul über gutnachbar-
liche Beziehungen vom 22. Dezember 2002;

9. ersucht die UNAMA, die laufenden Bemühun-
gen um die Schaffung eines fairen und transpa-
renten Justizsystems, namentlich die Wieder-
herstellung und Reform des Strafvollzugs, wei-
ter zu unterstützen, um die Rechtsstaatlichkeit
im ganzen Land zu stärken;

10. fordert die uneingeschränkte Achtung der
Menschenrechte und des humanitären Völker-
rechts in ganz Afghanistan und ersucht die UN-
AMA in dieser Hinsicht, mit Unterstützung des
Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten
Nationen für Menschenrechte auch weiterhin
bei der vollinhaltlichen Umsetzung der Men-
schenrechtsbestimmungen in der neuen afgha-
nischen Verfassung behilflich zu sein, insbeson-
dere was den uneingeschränkten Genuß der Men-
schenrechte durch die Frauen betrifft, lobt die
afghanische Unabhängige Menschenrechtskom-
mission für ihre mutigen Anstrengungen zur
Überwachung der Achtung vor den Menschen-
rechten in Afghanistan sowie zur Förderung und
zum Schutz dieser Rechte, begrüßt in dieser Hin-
sicht den Bericht der Kommission vom 29. Ja-
nuar 2005 und die vorgeschlagene nationale Stra-
tegie für die Rechtspflege in der Übergangszeit
und ersucht um internationale Unterstützung bei
diesen Bemühungen;

11. begrüßt den Aufbau der Afghanischen Natio-
nalarmee und der Afghanischen Nationalpoli-
zei sowie die laufenden Anstrengungen zum
Ausbau ihrer Kapazitäten als wichtige Schritte
zur Erreichung des Zieles, daß afghanische Si-
cherheitskräfte für Sicherheit sorgen und die
Rechtsstaatlichkeit im ganzen Land gewährlei-
sten;

12. fordert die Regierung Afghanistans auf, mit Un-
terstützung der internationalen Gemeinschaft,
namentlich der Koalition der Operation Dauer-
hafte Freiheit und der Internationalen Sicher-
heitsbeistandstruppe, im Einklang mit den ih-
nen jeweils zugewiesenen und sich verändern-
den Verantwortlichkeiten, auch weiterhin gegen
die Bedrohung der Sicherheit und Stabilität Af-
ghanistans vorzugehen, die von Al-Qaida-Agen-

ten, den Taliban und anderen extremistischen
Gruppen, den Gewalttätigkeiten zwischen den
verschiedenen Milizenfaktionen und den krimi-
nellen Tätigkeiten ausgeht, insbesondere den Ge-
walttätigkeiten im Zusammenhang mit dem Dro-
genhandel;

13. ersucht den Generalsekretär, dem Rat rechtzei-
tig über die Entwicklungen in Afghanistan Be-
richt zu erstatten und nach den Wahlen Emp-
fehlungen zur künftigen Rolle der UNAMA
abzugeben;

14. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Côte d’Ivoire

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Einrichtung
einer Sachverständigengruppe zur Prüfung von
Informationen über Waffenströme nach Côte
d’Ivoire. – Resolution 1584(2005) vom 1. Fe-
bruar 2005

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1572

(2004) vom 15. November 2004 und 1528(2004)
vom 27. Februar 2004 sowie auf die einschlä-
gigen Erklärungen seines Präsidenten, insbe-
sondere vom 16. Dezember 2004 (S/PRST/
2004/48), vom 6. November 2004 (S/PRST/
2004/42) und vom 5. August 2004 (S/PRST/
2004/29),

– in Bekräftigung seines nachdrücklichen Be-
kenntnisses zur Souveränität, Unabhängigkeit,
territorialen Unversehrtheit und Einheit Côte
d’Ivoires und unter Hinweis auf die Wichtig-
keit der Grundsätze der guten Nachbarschaft, der
Nichteinmischung und der regionalen Zusam-
menarbeit,

– unter Hinweis auf seine Unterstützung des am
24. Januar 2003 von den ivorischen politischen
Kräften in Linas-Marcoussis unterzeichneten
Abkommens (S/2003/99) (›Abkommen von Li-
nas-Marcoussis‹), das von der Konferenz der
Staatschefs über Côte d’Ivoire am 25. und 26.
Januar 2003 in Paris gebilligt wurde, sowie des
am 30. Juli 2004 in Accra unterzeichneten Ab-
kommens (›Accra-III-Abkommen‹),

– die wiederholten Verletzungen der Waffenruhe-
vereinbarung vom 3. Mai 2003 abermals miß-
billigend,

– mit dem nachdrücklichen Hinweis auf die Ver-
pflichtung aller ivorischen Parteien, der Regie-
rung Côte d’Ivoires ebenso wie der Forces
Nouvelles, die Waffenruhevereinbarung vom
3. Mai 2003 voll und ganz einzuhalten, jede Ge-
walt, insbesondere gegenüber Zivilpersonen, ein-
schließlich ausländischer Staatsbürger, zu unter-
lassen und bei der Tätigkeit der Operation der
Vereinten Nationen in Côte d’Ivoire (UNOCI)
voll zu kooperieren,

– unter Begrüßung der Anstrengungen, die der
Generalsekretär, die Afrikanische Union und die
Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen
Staaten mit dem Ziel der Wiederherstellung des
Friedens und der Stabilität in Côte d’Ivoire un-
ternehmen, und diesbezüglich mit dem erneu-
ten Ausdruck seiner uneingeschränkten Unter-
stützung für die Moderationsmission, die der Prä-
sident der Republik Südafrika, Thabo Mbeki, zur
Zeit im Namen der Afrikanischen Union durch-
führt,

– sowie unter Begrüßung des Beschlusses, den
der Friedens- und Sicherheitsrat der Afrikani-
schen Union am 10. Januar 2005 in Libreville
(Gabun) zu Côte d’Ivoire getroffen hat, und
Kenntnis nehmend von dem aus diesem Anlaß
herausgegebenen Kommuniqué,

– feststellend, daß die Situation in Côte d’Ivoire
nach wie vor eine Bedrohung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit in der Regi-
on darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. bekräftigt seinen Beschluß in Ziffer 7 der Re-
solution 1572 vom 15. November 2004, wonach
alle, insbesondere die an Côte d’Ivoire angren-
zenden, Staaten die erforderlichen Maßnahmen
ergreifen sollen, um den Verkauf, die Liefe-
rung oder die Weitergabe von Rüstungsgütern
oder anderem Wehrmaterial an Côte d’Ivoire,
auf mittelbarem oder unmittelbarem Weg, so-
wie die Gewährung von Hilfe, Beratung oder
Ausbildung in bezug auf militärische Aktivitä-
ten zu verhindern;

2. ermächtigt die UNOCI und die sie unterstüt-
zenden französischen Truppen, im Rahmen ih-
rer Kapazität und unbeschadet ihres in Resolu-
tion 1528(2004) und in Ziffer 3 festgelegten
Mandats,
a) in Zusammenarbeit mit der in Ziffer 7 ge-

nannten Sachverständigengruppe und ge-
gebenenfalls mit der Mission der Vereinten
Nationen in Liberia, der Mission der Ver-
einten Nationen in Sierra Leone und den
beteiligten Regierungen die Durchführung
der mit Ziffer 7 der Resolution 1572(2004)
verhängten Maßnahmen zu überwachen, na-
mentlich indem sie, in dem Maße, wie sie
es für erforderlich und angebracht halten und
ohne vorherige Ankündigung, die Fracht der
Luftfahrzeuge und aller Transportfahrzeu-
ge inspizieren, die Häfen, Flughäfen, Flug-
felder, Militärstützpunkte und Grenzüber-
gänge in Côte d’Ivoire benutzen;

b) gegebenenfalls Rüstungsgüter und sonsti-
ges Wehrmaterial, die unter Verstoß gegen
die mit Ziffer 7 der Resolution 1572(2004)
verhängten Maßnahme nach Côte d’Ivoire
verbracht werden, einzusammeln und auf
geeignete Weise zu entsorgen;

3. ersucht die die UNOCI unterstützenden franzö-
sischen Truppen, über ihr in Resolution 1528
(2004) festgelegtes Mandat hinaus der UNOCI
nach Bedarf Sicherheitshilfe bei der Durchfüh-
rung der in Ziffer 2 festgelegten Aufgaben zu
gewähren;

4. ist sich dessen bewußt, daß zur Durchführung
der in Ziffer 2 festgelegten Aufgaben innerhalb
der UNOCI Zivilpersonen mit entsprechenden
Fachkenntnissen benötigt werden, mit der Maß-
gabe, daß dafür keine zusätzlichen Mittel erfor-
derlich werden;

5. verlangt, daß alle ivorischen Parteien, die Re-
gierung Côte d’Ivoires ebenso wie die Forces
Nouvelles, der UNOCI und den sie unterstüt-
zenden französischen Truppen ungehinderten
Zugang gewähren, insbesondere zu den in Zif-
fer 2 genannten Ausrüstungen, Orten und An-
lagen, damit sie die in den Ziffern 2 und 3 fest-
gelegten Aufgaben durchführen können;

6. ersucht den Generalsekretär und die französi-
sche Regierung, dem Sicherheitsrat über den
Ausschuß des Sicherheitsrats nach Ziffer 14 der
Resolution 1572(2004) (›Ausschuß‹) umgehend
über jegliche Behinderung oder Schwierigkeit
bei der Durchführung der in Ziffer 2 b) beschrie-
benen Aufgaben zu berichten, damit der Sicher-
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heitsrat alle geeigneten Maßnahmen gegen Ein-
zelpersonen oder Gruppen prüfen kann, die die
Durchführung dieser Aufgaben behindern;

7. ersucht den Generalsekretär, entsprechend Zif-
fer 17 der Resolution 1572(2004) im Beneh-
men mit dem Ausschuß innerhalb von 30 Ta-
gen nach der Verabschiedung dieser Resolution
für einen Zeitraum von sechs Monaten eine aus
höchstens drei Mitgliedern bestehende Sach-
verständigengruppe (›Sachverständigengruppe‹)
einzusetzen, die über die erforderlichen Fach-
kenntnisse verfügt, um den folgenden Auftrag
auszuführen:
a) die von der UNOCI und den französischen

Truppen im Rahmen des in Ziffer 2 festge-
legten Überwachungsauftrags gesammel-
ten Informationen zu prüfen und auszuwer-
ten;

b) in Côte d’Ivoire, in den Ländern der Regi-
on und nach Bedarf in anderen Ländern in
Zusammenarbeit mit den Regierungen die-
ser Länder alle sachdienlichen Informatio-
nen über den Zustrom von Rüstungsgütern
und sonstigem Wehrmaterial, die Bereitstel-
lung von Hilfe, Beratung oder Ausbildung
in bezug auf militärische Aktivitäten sowie
über Netzwerke, die unter Verstoß gegen
die mit Ziffer 7 der Resolution 1572(2003)
verhängten Maßnahmen tätig sind, zu sam-
meln und auszuwerten;

c) zu prüfen und gegebenenfalls darüber Emp-
fehlungen abzugeben, wie die Kapazitäten
der Staaten, insbesondere derjenigen in der
Region, die wirksame Durchführung der mit
Ziffer 7 der Resolution 1572(2004) verhäng-
ten Maßnahmen zu gewährleisten, verbes-
sert werden können;

d) dem Sicherheitsrat über den Ausschuß in-
nerhalb von 90 Tagung nach ihrer Einset-
zung schriftlich über die Durchführung der
mit Ziffer 7 der Resolution 1572(2004) ver-
hängten Maßnahmen Bericht zu erstatten
und diesbezügliche Empfehlungen abzuge-
ben;

e) den Ausschuß regelmäßig über ihre Tätig-
keiten zu unterrichten;

f) nach Bedarf mit der UNOCI und den fran-
zösischen Truppen Informationen auszu-
tauschen, die für die Erfüllung ihres in Zif-
fer 2 festgelegten Überwachungsauftrags
nützlich sein können;

g) im Hinblick auf mögliche künftige Maß-
nahmen des Rates in ihre Berichte an den
Ausschuß eine durch Beweismaterial ge-
stützte Liste derjenigen aufzunehmen, die
nachweislich gegen die mit Ziffer 7 der Re-
solution 1572(2004) verhängten Maßnah-
men verstoßen haben, sowie derjenigen, die
sie nachweislich bei derartigen Tätigkeiten
unterstützt haben;

h) mit den anderen einschlägigen Sachverstän-
digengruppen zusammenzuarbeiten, insbe-
sondere der mit den Resolutionen 1521 vom
22. Dezember 2003 und 1579 vom 21. De-
zember 2004 eingesetzten Sachverständi-
gengruppe für Liberia;

8. fordert die Regierung Côte d’Ivoires und die
Forces Nouvelles, insbesondere ihre Streitkräf-
te, auf, in Zusammenarbeit mit der UNOCI in-
nerhalb von 45 Tagen nach der Verabschiedung
dieser Resolution eine umfassende Liste der im
Besitz dieser Streitkräfte und im Besitz der mit
ihnen verbundenen paramilitärischen Truppen
und Milizen befindlichen Rüstungsgüter und
der Orte zu erstellen, an denen sie sich befin-
den, insbesondere Luftfahrzeuge und ihre wie

auch immer geartete Bewaffnung, Flugkörper,
Sprengkörper, Artillerie jeglichen Kalibers, Flug-
abwehrgeschütze sowie gepanzerte und nicht
gepanzerte Fahrzeuge, um der UNOCI bei der
Erfüllung der in Ziffer 2 festgelegten Aufgaben
behilflich zu sein und die Bemühungen um die
Umgruppierung aller beteiligten ivorischen be-
waffneten Kräfte sowie die Durchführung des
nationalen Programms für die Entwaffnung,
Demobilisierung und Wiedereingliederung der
Kombattanten im Einklang mit der Resolution
1528(2004) zu unterstützen;

9. ersucht den Generalsekretär, dem Sicherheits-
rat über den Ausschuß gegebenenfalls Informa-
tionen über Lieferungen von Rüstungsgütern und
sonstigem Wehrmaterial nach Côte d’Ivoire zu
übermitteln, die von der UNOCI gesammelt und
nach Möglichkeit von der Sachverständigen-
gruppe überprüft wurden;

10. ersucht außerdem die französische Regierung,
dem Sicherheitsrat über den Ausschuß gegebe-
nenfalls Informationen über Lieferungen von
Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmaterial
nach Côte d’Ivoire zu übermitteln, die von den
französischen Truppen gesammelt und nach
Möglichkeit von der Sachverständigengruppe
überprüft wurden;

11. fordert alle Staaten, die zuständigen Organe der
Vereinten Nationen sowie gegebenenfalls an-
dere Organisationen und interessierte Parteien
nachdrücklich auf, mit dem Ausschuß, der Sach-
verständigengruppe, der UNOCI und den fran-
zösischen Truppen voll zusammenzuarbeiten,
namentlich indem sie ihnen alle ihnen zur Ver-
fügung stehenden Informationen über mögliche
Verstöße gegen die mit Ziffer 7 der Resolution
1572(2004) verhängten Maßnahmen übermit-
teln;

12. bekundet seine tiefe Besorgnis über den Ein-
satz von Söldnern durch beide ivorische Partei-
en und fordert beide Seiten nachdrücklich auf,
diese Praxis unverzüglich zu beenden;

13. erinnert daran, daß er in Ziffer 15 der Resoluti-
on 1572(2004) alle Staaten, insbesondere die-
jenigen in der Region, ersucht hat, dem Aus-
schuß über die Schritte Bericht zu erstatten, die
sie zur Durchführung der mit Ziffer 7 der Reso-
lution 1572(2004) verhängten Maßnahmen un-
ternommen haben;

14. bekundet seine Absicht, die Empfehlungen des
Generalsekretärs, die in seinem Bericht vom 9.
Dezember 2004 (S/2004/962), einschließlich
seines Addendums (S/2004/962/Add.1), enthal-
ten sind, weiter zu prüfen;

15. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung der Mandate der Operation der Vereinten
Nationen in Côte d’Ivoire (ONUCI) und der
französischen Truppen. – Resolution 1594
(2004) vom 4. April 2005

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1528

(2004) vom 27. Februar 2004, 1572(2004) vom
15. November 2004 und 1584(2005) vom 1.
Februar 2005 sowie auf die einschlägigen Er-
klärungen seines Präsidenten, insbesondere vom
16. Dezember 2004 (S/PRST/2004/48) und vom
6. November 2004 (S/PRST/2004/42),

– in Bekräftigung seines nachdrücklichen Be-
kenntnisses zur Souveränität, Unabhängigkeit,
territorialen Unversehrtheit und Einheit Côte
d’Ivoires und unter Hinweis auf die Wichtig-
keit der Grundsätze der guten Nachbarschaft,
der Nichteinmischung und der regionalen Zu-
sammenarbeit,

– unter Hinweis auf seine Unterstützung des am
24. Januar 2003 von den ivorischen politischen
Kräften in Linas-Marcoussis unterzeichneten
Abkommens (S/2003/99) (›Abkommen von
Linas-Marcoussis‹), das von der Konferenz der
Staatschefs über Côte d’Ivoire am 25. und 26.
Januar 2003 in Paris gebilligt wurde, sowie des
am 30. Juli 2004 in Accra unterzeichneten Ab-
kommens (›Accra-III-Abkommen‹),

– die Anstrengungen begrüßend, die der General-
sekretär, die Afrikanische Union und die Wirt-
schaftsgemeinschaft der Westafrikanischen Staa-
ten im Hinblick auf die Wiederherstellung des
Friedens und der Stabilität in Côte d’Ivoire un-
ternehmen, und in dieser Hinsicht seine volle
Unterstützung für die Moderationsmission be-
kräftigend, die der Präsident der Republik Süd-
afrika, Thabo Mbeki, im Namen der Afrikani-
schen Union derzeit durchführt,

– Kenntnis nehmend von dem Bericht des Gene-
ralsekretärs vom 18. März 2005 (S/2005/186),

– feststellend, daß die Situation in Côte d’Ivoire
nach wie vor eine Bedrohung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit in der Regi-
on darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. beschließt, das Mandat der Mission der Verein-
ten Nationen in Côte d’Ivoire und der sie unter-
stützenden französischen Truppen um einen Zeit-
raum von einem Monat bis zum 4. Mai 2005 zu
verlängern;

2. fordert alle ivorischen Parteien auf, umgehend
aktiv eine dauerhafte und gerechte Lösung der
gegenwärtigen Krise zu suchen, insbesondere
im Rahmen der von Präsident Thabo Mbeki ge-
leiteten Vermittlung der Afrikanischen Union;

3. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Horn von Afrika

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen in Äthiopien und Eritrea (UNMEE)
und Aufforderung an Äthiopien und Eritrea,
die Grenzmarkierung zuzulassen. – Resolution
1586(2005) vom 14. März 2005

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung aller seiner früheren Resolu-

tionen und Erklärungen bezüglich der Situation
zwischen Äthiopien und Eritrea sowie der dar-
in enthaltenen Forderungen, so insbesondere der
Resolution 1560(2004) vom 14. September 2004,

– unter nachdrücklicher Betonung seines unbeirr-
baren Engagements für den Friedensprozeß, na-
mentlich durch die Rolle der Mission der Ver-
einten Nationen in Äthiopien und Eritrea (UN-
MEE), und für die volle und zügige Umsetzung
des von den Regierungen Äthiopiens und Erit-
reas (im folgenden als ›die Parteien‹ bezeich-
net) am 12. Dezember 2000 unterzeichneten Um-
fassenden Friedensabkommens und des voran-
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gegangenen Abkommens über die Einstellung
der Feindseligkeiten vom 18. Juni 2000 (S/
2000/1183 beziehungsweise S/2000/601, im
folgenden als die ›Abkommen von Algier‹ be-
zeichnet) sowie der Entscheidung der Grenz-
kommission vom 13. April 2002 über die Fest-
legung des Grenzverlaufs (S/2000/423), die von
den Parteien im Einklang mit den Abkommen
von Algier als endgültig und bindend ange-
nommen wurde,

– erfreut darüber, daß der Generalsekretär fest-
gestellt hat, daß die Mission der Vereinten Na-
tionen in Äthiopien und Eritrea (UNMEE) die
Unversehrtheit der vorübergehenden Sicher-
heitszone aufrechterhalten konnte,

– mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über die in
jüngster Zeit beobachtete hohe Konzentration
äthiopischer Soldaten in den an die vorüberge-
hende Sicherheitszone angrenzenden Gebieten, 

– daran erinnernd, daß ein dauerhafter Friede zwi-
schen Äthiopien und Eritrea sowie in der Region
ohne die vollständige Markierung des Grenz-
verlaufs zwischen den Parteien nicht zu errei-
chen ist,

– ernsthaft besorgt über den Beschluß der Kom-
mission, sofortige Maßnahmen zu ergreifen, um
in Anbetracht des Ausbleibens von Fortschrit-
ten bei der Markierung des Grenzverlaufs ihre
Felddienststellen zu schließen, wie aus dem 16.
Bericht über die Tätigkeit der Grenzkommissi-
on für Eritrea und Äthiopien vom 24. Februar
2005 hervorgeht,

– mit dem Ausdruck seiner Besorgnis darüber,
daß Äthiopien wesentliche Teile der Entschei-
dung der Grenzkommission weiter ablehnt und
derzeit mit der Grenzkommission nicht zusam-
menarbeitet und sich insbesondere geweigert
hat, an dem Treffen am 22. Februar 2005 teil-
zunehmen,

– mit dem Ausdruck seiner Enttäuschung dar-
über, daß sich Eritrea nach wie vor weigert, mit
dem Sonderbotschafter des Generalsekretärs für
Äthiopien und Eritrea zusammenzuarbeiten,
dessen Gute Dienste beiden Parteien eine kon-
krete Möglichkeit bieten, den Friedensprozeß
voranzubringen,

– unter Hinweis auf die in jüngster Zeit zu ver-
zeichnende Zunahme der friedenssichernden
Tätigkeiten der Vereinten Nationen und auf die
Notwendigkeit, die Mittel für die Friedenssi-
cherung möglichst wirksam aufzuteilen, und in
diesem Zusammenhang auf die zusätzlichen Be-
lastungen hinweisend, die durch die Verzöge-
rungen beim Prozeß der Grenzmarkierung ent-
stehen,

– es begrüßend, daß Eritrea die Entscheidung der
Grenzkommission bedingungslos angenommen
hat,

– erfreut über den Fünf-Punkte-Vorschlag Äthio-
piens vom 25. November 2004,

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs (S/2005/142) und unter Begrüßung der
darin enthaltenen Bemerkungen,

1. beschließt, das derzeitige Mandat der UNMEE
bis zum 15. September 2005 zu verlängern;

2. fordert beide Parteien auf, jegliche Erhöhung
der Truppenstärke in den an die vorübergehen-
de Sicherheitszone angrenzenden Gebieten zu
unterlassen, ernsthaft zu erwägen, zu dem Dis-
lozierungsstand vom 16. Dezember 2004 zu-
rückzukehren, und noch allgemeiner, jede ge-
genseitige Gewaltandrohung zu unterlassen;

3. fordert beide Parteien auf, mit der UNMEE bei
der Durchführung ihres Auftrags umfassend und
rasch zusammenzuarbeiten, die Sicherheit aller
Mitarbeiter der UNMEE zu gewährleisten und

sofort und ohne Vorbedingungen alle Beschrän-
kungen und Behinderungen der Tätigkeit und
der vollständigen Bewegungsfreiheit der UN-
MEE und ihres Personals aufzuheben;

4. nimmt Kenntnis von den positiven Entwick-
lungen, zu denen es in den Beziehungen zwi-
schen der UNMEE und den beiden Parteien in
einigen Bereichen gekommen ist, und fordert
Eritrea in dieser Hinsicht nachdrücklich auf, im
Benehmen mit der UNMEE sofortige Maßnah-
men zu ergreifen, um Direktflüge zwischen Ad-
dis Abeba und Asmara einzurichten, und for-
dert Eritrea außerdem auf, die Straße von As-
mara nach Barento wieder zu öffnen;

5. betont, daß Äthiopien und Eritrea die Haupt-
verantwortung für die Durchführung der Ab-
kommen von Algier und der Entscheidung der
Grenzkommission für Eritrea und Äthiopien
tragen, und fordert beide Parteien auf, politi-
sche Führungskraft zu zeigen, um eine voll-
ständige Normalisierung ihrer Beziehungen zu
erreichen, so auch durch die Einleitung eines
politischen Dialogs mit dem Ziel der Verab-
schiedung weiterer vertrauensbildender Maß-
nahmen, und die bisher erzielten Fortschritte
zu konsolidieren, indem sie vollen Gebrauch
von dem bestehenden Rahmen der Grenzkom-
mission machen;

6. fordert die Parteien erneut auf, mit der Grenz-
kommission umfassend und rasch zusammen-
zuarbeiten und die erforderlichen Voraussetzun-
gen für die zügige Durchführung der Grenzmar-
kierung zu schaffen, so auch indem Äthiopien
alle seine Verbindungsoffiziere vor Ort ernennt;

7. fordert Äthiopien auf, die Durchführung der
Grenzmarkierung ohne Vorbedingungen begin-
nen zu lassen, indem es die Maßnahmen ergreift,
die notwendig sind, damit die Kommission den
Grenzverlauf vollständig und rasch festlegen
kann;

8. bekundet seine Sorge über die Verschlechte-
rung der humanitären Lage in Äthiopien und Eri-
trea sowie über die Auswirkungen, die dies auf
den Friedensprozeß haben könnte, und fordert
die Mitgliedstaaten auf, die humanitären Hilfs-
einsätze in Äthiopien und Eritrea auch künftig
rasch und großzügig zu unterstützen;

9. bekundet erneut seine volle Unterstützung für
die Anstrengungen, die der Sonderbotschafter
des Generalsekretärs für Äthiopien und Eritrea,
Lloyd Axworthy, unternimmt, um die Durch-
führung der Abkommen von Algier und der Ent-
scheidung der Grenzkommission sowie die Nor-
malisierung der diplomatischen Beziehungen
zwischen den beiden Ländern durch seine Gu-
ten Dienste zu erleichtern, und betont, daß sei-
ne Ernennung keinen alternativen Mechanis-
mus darstellt;

10. fordert Eritrea auf, die Guten Dienste des Ge-
neralsekretärs zu akzeptieren und mit seinem
Sonderbotschafter für Äthiopien und Eritrea
zusammenzuarbeiten;

11. fordert die Zeugen der Abkommen von Algier
auf, eine besser abgestimmte und aktivere Rol-
le zu spielen, um ihre vollinhaltliche Durch-
führung zu erleichtern;

12. beschließt, die Maßnahmen, die die Parteien
zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus den ein-
schlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats und
aus den Abkommen von Algier ergreifen, auch
weiterhin genau zu verfolgen, namentlich durch
die Grenzkommission, und alle sich daraus er-
gebenden Auswirkungen für die UNMEE zu
prüfen;

13. ersucht den Generalsekretär, die Situation auch
weiterhin genau zu verfolgen und das Mandat

der Mission unter Berücksichtigung der Fort-
schritte im Friedensprozeß und der bei der UN-
MEE vorgenommenen Veränderungen zu über-
prüfen; 

14. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Internationale Strafgerichte

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Beschluß,
daß namentlich genannte Ad-litem-Richter beim
Internationalen Strafgerichtshof für das ehema-
lige Jugoslawien die Bearbeitung von Fällen
nach Ablauf ihrer Amtszeit abschließen kön-
nen. – Resolution 1581(2005) vom 18. Januar
2005

Der Sicherheitsrat,
– Kenntnis nehmend von dem Schreiben des Ge-

neralsekretärs vom 6. Januar 2005 an den Rats-
präsidenten (S/2005/9),

– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1503
(2003) vom 28. August 2003 und 1534(2004)
vom 26. März 2004,

– eingedenk der auf der 5086. Sitzung des Sicher-
heitsrats am 23. November 2004 abgegebenen
Erklärung des Präsidenten des Internationalen
Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugosla-
wien, in der er das Bekenntnis des Gerichtshofs
zu der Arbeitsabschlußstrategie zum Ausdruck
brachte,

– mit dem Ausdruck seiner Erwartung, daß die
Verlängerung der Amtszeit der betroffenen Ad-
litem-Richter die Wirksamkeit der Gerichtsver-
fahren steigern und dazu beitragen wird, die
Durchführung der Arbeitsabschlußstrategie zu
gewährleisten,

1. beschließt auf Grund des Ersuchens des Gene-
ralsekretärs,
a) daß Richter Rasoazanany und Richter Swart

nach ihrer Ablösung als Ad-litem-Richter
des Gerichtshofs den Fall Hadžihasanovic
erledigen, mit dessen Behandlung sie vor
Ablauf ihrer Amtszeit begonnen haben;

b) daß Richter Brydensholt und Richter Eser
nach ihrer Ablösung als Ad-litem-Richter
des Gerichtshofs den Fall Oric erledigen,
mit dessen Behandlung sie vor Ablauf ihrer
Amtszeit begonnen haben;

c) daß Richter Thelin und Richter Van Den
Wyngaert nach ihrer Ablösung als Ad-li-
tem-Richter des Gerichtshofs den Fall Li-
maj erledigen, mit dessen Behandlung sie
vor Ablauf ihrer Amtszeit begonnen haben;

d) daß Richter Canivell nach seiner Ablösung
als Ad-litem-Richter des Gerichtshofs den
Fall Krajišnik erledigt, mit dessen Behand-
lung er vor Ablauf seiner Amtszeit begon-
nen hat;

e) daß Richter Szénási, falls er für die Ver-
handlung des Falles Halilovic zum Richter
am Gerichtshof ernannt wird, nach seiner
Ablösung als Ad-litem-Richter diesen Fall
erledigt, mit dessen Behandlung er vor Ab-
lauf seiner Amtszeit begonnen hätte;

f) daß Richter Hanoteau, falls er für die Ver-
handlung des Falles Krajišnik zum Richter
am Gerichtshof ernannt wird, nach seiner
Ablösung als Ad-litem-Richter diesen Fall
erledigt, mit dessen Behandlung er vor Ab-
lauf seiner Amtszeit begonnen hätte;
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2. nimmt in diesem Zusammenhang Kenntnis von
der Absicht des Gerichtshofs, den Fall Hadzi-
hasanovic vor Ende September 2005, den Fall
Halilovic vor Ende Oktober 2005, die Fälle Oric
und Limaj vor Ende November 2005 und den
Fall Krajišnik vor Ende April 2006 zu erledigen.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Wahl und
Ernennung der Ad-litem-Richter für den Inter-
nationalen Strafgerichtshof für das ehemalige
Jugoslawien. – Resolution 1597(2005) vom 20.
April 2005

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner Resolutionen 827(1993)

vom 25. Mai 1993, 1166(1998) vom 13. Mai
1998, 1329(2000) vom 30. November 2000,
1411(2002) vom 17. Mai 2002, 1431(2002) vom
14. August 2002, 1481(2003) vom 19. Mai 2003,
1503(2003) vom 28. August 2003 und 1534
(2004) vom 26. März 2004,

– nach Behandlung des Schreibens des General-
sekretärs vom 24. Februar 2005 an den Präsi-
denten des Sicherheitsrats (S/2005/127) zur
Übermittlung der Liste der Kandidaten für die
Wahl der Ad-litem-Richter des Internationalen
Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawi-
en,

– in Anbetracht dessen, daß der Generalsekretär
vorschlug, die Frist für die Vorlage von Benen-
nungen bis zum 31. März 2005 zu verlängern,
und daß der Präsident des Sicherheitsrats in sei-
ner Antwort vom 14. März 2005 (S/2005/159)
mitteilte, daß der Rat der Verlängerung der Frist
zugestimmt hatte,

– sowie nach Behandlung des Schreibens des Ge-
neralsekretärs vom 11. April 2005 an den Präsi-
denten des Sicherheitsrats (S/2005/236), in dem
er vorschlug, die Frist für die Benennung von
Kandidaten für die Wahl der Ad-litem-Richter
ein weiteres Mal zu verlängern,

– in Anbetracht dessen, daß die Zahl der Kandi-
daten nach wie vor unter der Mindestzahl liegt,
die nach dem Statut des Gerichtshofs für die
Wahl erforderlich ist,

– in der Erwägung, daß eine Wiederwahl der 27
Ad-litem-Richter, die von der Generalversamm-
lung auf ihrer 102. Plenarsitzung am 12. Juni
2001 gewählt wurden und deren Amtszeit am
11. Juni 2005 abläuft, zulässig sein sollte, und
in dem Wunsche, das Statut zu diesem Zweck
zu ändern,

– feststellend, daß sich, falls die Gesamtdienst-
zeit eines Ad-litem-Richters des Internationalen
Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawi-
en drei oder mehr Jahre betragen sollte, daraus
keine Änderung der ihm zustehenden Ansprü-
che oder Leistungen ergeben wird und daß dar-
aus insbesondere keine zusätzlichen Ansprüche
oder Leistungen erwachsen werden, über die be-
reits bestehenden hinaus, die in einem solchen
Fall entsprechend der Verlängerung der Dienst-
zeit anteilig weitergelten, tätig werdend nach
Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen,

1. beschließt, Artikel 13 ter des Statuts des Inter-
nationalen Strafgerichtshofs für das ehemalige
Jugoslawien zu ändern und diesen Artikel durch
die in der Anlage zu dieser Resolution enthalte-
nen Bestimmungen zu ersetzen;

2. beschließt außerdem, im Nachgang zu dem
Schreiben des Generalsekretärs vom 11. April

2005 (S/2005/236), die Frist für die Benennung
von Ad-litem-Richtern nach den geänderten Be-
stimmungen des Statuts um einen weiteren Zeit-
raum von 30 Tagen ab dem Datum der Verab-
schiedung dieser Resolution zu verlängern;

3. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

ANLAGE

Artikel 13 ter
Wahl und Ernennung der Ad-litem-Richter

1. Die Ad-litem-Richter des Internationalen Straf-
gerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien wer-
den von der Generalversammlung auf Grund
einer vom Sicherheitsrat vorgelegten Liste wie
folgt gewählt:
a) Der Generalsekretär fordert die Mitgliedstaa-

ten der Vereinten Nationen und die Nicht-
mitgliedstaaten mit ständigen Beobachter-
missionen am Amtssitz der Vereinten Na-
tionen auf, Ad-litem-Richter für den Inter-
nationalen Strafgerichtshof für das ehema-
lige Jugoslawien zu benennen;

b) innerhalb von 60 Tagen nach der Auffor-
derung durch den Generalsekretär kann je-
der Staat bis zu vier Kandidaten benennen,
welche die in Artikel 13 genannten Vor-
aussetzungen erfüllen, wobei die Wichtig-
keit einer fairen Vertretung weiblicher und
männlicher Kandidaten zu berücksichtigen
ist;

c) der Generalsekretär leitet die eingegange-
nen Benennungen an den Sicherheitsrat wei-
ter. Aufgrund der eingegangenen Benen-
nungen stellt der Sicherheitsrat eine Liste
von mindestens 54 Kandidaten auf, unter
gebührender Berücksichtigung der ange-
messenen Vertretung der hauptsächlichen
Rechtssysteme der Welt und eingedenk der
Wichtigkeit einer ausgewogenen geogra-
phischen Verteilung;

d) der Präsident des Sicherheitsrats übermit-
telt die Liste der Kandidaten an den Prä-
sidenten der Generalversammlung. Auf
Grund dieser Liste wählt die Generalver-
sammlung die 27 Ad-litem-Richter des In-
ternationalen Strafgerichtshofs für das ehe-
malige Jugoslawien. Diejenigen Kandida-
ten, welche die absolute Mehrheit der Stim-
men der Mitgliedstaaten der Vereinten Na-
tionen und der Nichtmitgliedstaaten mit
ständigen Beobachtermissionen am Amts-
sitz der Vereinten Nationen erhalten, sind
gewählt;

e) die Ad-litem-Richter werden für eine Amts-
zeit von vier Jahren gewählt. Wiederwahl ist
zulässig.

2. Während jeder Amtszeit werden die Ad-litem-
Richter vom Generalsekretär auf Ersuchen des
Präsidenten des Internationalen Strafgerichts-
hofs für das ehemalige Jugoslawien dazu er-
nannt, für einen Gesamtzeitraum von insge-
samt weniger als drei Jahren in einem oder
mehreren Verfahren in den Strafkammern tä-
tig zu werden. Wenn der Präsident des Interna-
tionalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Ju-
goslawien um die Ernennung eines bestimm-
ten Ad-litem-Richters ersucht, berücksichtigt
er die in Artikel 13 festgelegten Kriterien be-
treffend die Zusammensetzung der Kammern

und der Sektionen der Strafkammern, die Er-
wägungen in Ziffer 1 Buchstaben b und c so-
wie die Anzahl der Stimmen, die der Ad-litem-
Richter in der Generalversammlung erhalten
hat.

Ostafrikanisches Zwischenseengebiet

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Friedensmission der
Vereinten Nationen in Kongo (MONUC). –
Resolution 1592(2005) vom 30. März 2005

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

sowie die Erklärungen seines Präsidenten be-
treffend die Demokratische Republik Kongo,
insbesondere die Resolution 1565(2004) vom
1. Oktober 2004 und die Erklärung vom 2.
März 2005 (S/PRST/2005/10),

– in Bekräftigung seiner Entschlossenheit, die
Souveränität, territoriale Unversehrtheit und po-
litische Unabhängigkeit der Demokratischen Re-
publik Kongo sowie aller Staaten in der Region
zu achten, sowie in Bekräftigung seiner Unter-
stützung für den Prozeß des Globalen und alle
Seiten einschließenden Übereinkommens über
den Übergang in der Demokratischen Republik
Kongo, das am 17. Dezember 2002 in Pretoria
unterzeichnet wurde, und mit der Aufforderung
an alle kongolesischen Parteien, ihre diesbezüg-
lichen Verpflichtungen einzuhalten, damit ins-
besondere freie, faire und friedliche Wahlen ab-
gehalten werden können,

– in Bekräftigung seiner ernsten Besorgnis über
die Fortsetzung der Feindseligkeiten durch be-
waffnete Gruppen und Milizen im östlichen Teil
der Demokratischen Republik Kongo, insbeson-
dere in den Provinzen Nord- und Südkivu und
im Bezirk Ituri, sowie über die damit einherge-
henden schweren Menschenrechtsverletzungen
und Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht,
mit der Aufforderung an die Regierung der na-
tionalen Einheit und des Übergangs, die Ver-
antwortlichen unverzüglich vor Gericht zu stel-
len, und anerkennend, daß die fortdauernde Prä-
senz von ehemaligen Ruandischen Streitkräf-
ten und Interahamwe-Elementen nach wie vor
eine Bedrohung für die örtliche Zivilbevölke-
rung und ein Hindernis für gutnachbarliche Be-
ziehungen zwischen der Demokratischen Re-
publik Kongo und Ruanda darstellt,

– in dieser Hinsicht die Unterstützung begrüßend,
die die Afrikanische Union bei den Anstrengun-
gen zur Förderung des Friedens im östlichen
Teil der Demokratischen Republik Kongo ge-
währt, und mit der Aufforderung an die Afrika-
nische Union, mit der MONUC bei der Festle-
gung ihrer Rolle in der Region eng zusammen-
zuarbeiten,

– unter Hinweis auf seine Verurteilung des An-
griffs einer dieser Milizen auf Mitglieder der
Mission der Organisation der Vereinten Natio-
nen in der Demokratischen Republik Kongo
(MONUC) am 25. Februar 2005 und unter Be-
grüßung der ersten Schritte, die bisher unter-
nommen wurden, um diese Milizen vor Gericht
zu stellen, insbesondere der Verhaftungen von
Milizenführern, die verdächtigt werden, für Men-
schenrechtsverletzungen verantwortlich zu sein,

– mit der erneuten Aufforderung an die kongole-
sischen Parteien, bei der Auswahl von Perso-
nen für Schlüsselpositionen in der Regierung
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der nationalen Einheit und des Übergangs, ein-
schließlich der Streitkräfte und der Nationalpo-
lizei, deren vergangenes Verhalten und Enga-
gement hinsichtlich der Achtung des humani-
tären Völkerrechts und der Menschenrechte zu
berücksichtigen,

– unter Hinweis darauf, daß alle Parteien dafür
Verantwortung tragen, die Sicherheit der Zivil-
bevölkerung zu gewährleisten, insbesondere von
Frauen, Kindern und anderen schutzbedürftigen
Personen, und mit dem Ausdruck seiner Be-
sorgnis über die nach wie vor hohe Häufigkeit
sexueller Gewalt,

– in Bekräftigung seiner vollen Unterstützung für
die MONUC und ihr Personal, die ihre Tätig-
keit unter besonders gefährlichen Bedingungen
ausüben, und die robusten Maßnahmen begrü-
ßend, die sie in Erfüllung ihres Mandats er-
greift,

– unter Hinweis auf die Verbindung, die zwischen
der illegalen Ausbeutung der natürlichen Res-
sourcen in bestimmten Regionen und dem ille-
galen Handel damit und der Schürung bewaff-
neter Konflikte besteht, unter kategorischer Ver-
urteilung der illegalen Ausbeutung der natürli-
chen Ressourcen und anderer Quellen des Reich-
tums der Demokratischen Republik Kongo und
mit der nachdrücklichen Aufforderung an alle
Staaten, insbesondere diejenigen der Region, ein-
schließlich der Demokratischen Republik Kon-
go selbst, geeignete Maßnahmen zu ergreifen,
um diesen illegalen Aktivitäten ein Ende zu
setzen,

– eingedenk des dritten Sonderberichts des Ge-
neralsekretärs über die MONUC vom 16. Au-
gust 2004 (S/2004/650) und der darin enthalte-
nen Empfehlungen sowie in dem Bewußtsein,
wie wichtig es ist, die Situation in den Provin-
zen Katanga und Kasaï weiter zu verfolgen,

– Kenntnis nehmend von dem siebzehnten Be-
richt des Generalsekretärs über die MONUC
vom 21. März 2005 (S/2005/167) und mit In-
teresse dem Sonderbericht über den Wahlpro-
zeß entgegensehend, den der Generalsekretär
in Ziffer 34 seines siebzehnten Berichts ange-
kündigt hat,

– feststellend, daß die Situation in der Demokra-
tischen Republik Kongo nach wie vor eine Be-
drohung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit in der Region darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. beschließt, das in der Resolution 1565(2004)
enthaltene Mandat der MONUC bis zum 1. Ok-
tober 2005 zu verlängern, mit der Absicht, es
um weitere Zeiträume zu verlängern;

2. verlangt erneut, daß alle Parteien bei den Ein-
sätzen der MONUC voll kooperieren und die
Sicherheit sowie den ungehinderten und sofor-
tigen Zugang des Personals der Vereinten Na-
tionen und des beigeordneten Personals bei der
Wahrnehmung seines Mandats im gesamten Ho-
heitsgebiet der Demokratischen Republik Kon-
go gewährleisten und daß insbesondere alle Par-
teien den Militärbeobachtern der MONUC un-
eingeschränkten Zugang gewähren, einschließ-
lich zu allen Häfen, Flughäfen, Flugfeldern, Mi-
litärstützpunkten und Grenzübergängen, und er-
sucht den Generalsekretär, unverzüglich über je-
de Nichtbefolgung dieser Forderungen Bericht
zu erstatten;

3. fordert die Regierung der nationalen Einheit und
des Übergangs nachdrücklich auf, alles in ihren
Kräften Stehende zu tun, um die Sicherheit der
Zivilpersonen, einschließlich der humanitären
Helfer, zu gewährleisten, indem sie die staatli-

che Autorität wirksam auf das gesamte Hoheits-
gebiet der Demokratischen Republik Kongo aus-
dehnt, insbesondere Nord- und Südkivu und
Ituri;

4. fordert die Regierung der nationalen Einheit und
des Übergangs auf, die Reform des Sicherheits-
sektors durchzuführen, indem sie die Streitkräf-
te und die Nationalpolizei der Demokratischen
Republik Kongo rasch integriert und insbeson-
dere sicherstellt, daß deren Personal angemes-
sen besoldet und logistisch unterstützt wird, und
betont in dieser Hinsicht die Notwendigkeit, das
nationale Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und
Wiedereingliederungsprogramm für kongolesi-
sche Kombattanten unverzüglich durchzuführen;

5. fordert die Regierung der nationalen Einheit und
des Übergangs ferner auf, mit der MONUC ein
gemeinsames Einsatzkonzept für die Entwaff-
nung ausländischer Kombattanten durch die
Streitkräfte der Demokratischen Republik Kon-
go zu erarbeiten, mit Unterstützung der MO-
NUC im Rahmen ihres Mandats und ihrer Mög-
lichkeiten;

6. fordert die Gebergemeinschaft auf, sich dring-
lichst auch weiterhin entschieden für die Bereit-
stellung der Hilfe einzusetzen, die für die Inte-
gration, Ausbildung und Ausstattung der Streit-
kräfte und der Nationalpolizei der Demokrati-
schen Republik Kongo benötigt wird, und for-
dert die Regierung der nationalen Einheit und
des Übergangs nachdrücklich auf, alle geeigne-
ten Mittel zur Erleichterung und Beschleuni-
gung der diesbezüglichen Zusammenarbeit zu
fördern;

7. betont, daß die MONUC ermächtigt ist, im Rah-
men ihrer Möglichkeiten und in den Gebieten,
in denen ihre bewaffneten Einheiten disloziert
sind, alle erforderlichen Mittel einzusetzen, um
von jedem Versuch der Gewaltanwendung ab-
zuschrecken, die den politischen Prozeß gefähr-
den soll, und den Schutz der Zivilpersonen zu
gewährleisten, die von unmittelbarer physischer
Gewalt durch eine – ausländische oder kongo-
lesische – bewaffnete Gruppe bedroht sind, ins-
besondere die ehemaligen Ruandischen Streit-
kräfte und die Interahamwe, legt der MONUC
in diesem Zusammenhang nahe, ihr Mandat nach
Resolution 1565(2004) im östlichen Teil der De-
mokratischen Republik Kongo auch weiterhin
voll auszuschöpfen, und betont, daß die MO-
NUC im Einklang mit ihrem Mandat Abriege-
lungs- und Suchtaktiken einsetzen kann, um An-
griffe auf Zivilpersonen zu verhüten und die
militärischen Handlungsmöglichkeiten der il-
legalen bewaffneten Gruppen einzuschränken,
die in diesen Gebieten nach wie vor Gewalt an-
wenden;

8. fordert alle Parteien des Übergangs in der De-
mokratischen Republik Kongo auf, konkrete
Fortschritte in Richtung auf die Abhaltung von
Wahlen zu erzielen, wie in dem Globalen und
alle Seiten einschließenden Übereinkommen vor-
gesehen, indem sie insbesondere die frühzeitige
Verabschiedung der Verfassung und des Wahl-
gesetzes sowie die Wählerregistrierung fördern;

9. verlangt, daß die Regierungen Ugandas, Ruan-
das und der Demokratischen Republik Kongo
der Nutzung ihres jeweiligen Hoheitsgebiets zur
Unterstützung von Verstößen gegen das mit Re-
solution 1493(2003) vom 28. Juli 2003 verhäng-
te Waffenembargo oder von Aktivitäten der in
der Region tätigen bewaffneten Gruppen ein En-
de bereiten;

10. fordert ferner alle Nachbarstaaten der Demo-
kratischen Republik Kongo nachdrücklich auf,
jede Art der Unterstützung der illegalen Aus-

beutung der kongolesischen natürlichen Res-
sourcen zu unterbinden, indem sie insbesonde-
re die Durchfuhr dieser Ressourcen durch ihr
jeweiliges Hoheitsgebiet verhindern;

11. bekundet erneut seine Besorgnis über die Akte
sexueller Ausbeutung und sexuellen Mißbrauchs,
die von Personal der Vereinten Nationen an der
einheimischen Bevölkerung verübt wurden, und
ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen,
daß die von ihm festgelegte Politik der Nullto-
leranz befolgt und die Maßnahmen eingehalten
werden, die verfügt wurden, um alle Arten von
Verfehlungen zu verhüten und zu untersuchen,
um die für verantwortlich erkannten Personen zu
bestrafen und um die Opfer zu unterstützen, und
daß das gesamte Personal der MONUC aktiv
ausgebildet und sensibilisiert wird, und ersucht
den Generalsekretär ferner, den Rat regelmäßig
über die getroffenen Maßnahmen und ihre Wirk-
samkeit unterrichtet zu halten;

12. legt den truppenstellenden Ländern eindringlich
nahe, das Schreiben des Generalsekretärs vom
24. März 2005 (A/59/710) sorgfältig zu prüfen
und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um
sexuelle Ausbeutung und sexuellen Mißbrauch
durch ihr in der MONUC tätiges Personal zu ver-
hindern, indem sie unter anderem vor dem Ein-
satz ein Sensibilisierungstraining durchführen
sowie Disziplinar- und andere Maßnahmen er-
greifen, um in Fällen, an denen ihr Personal be-
teiligt ist, volle Rechenschaftspflicht für derar-
tige Verfehlungen zu gewährleisten;

13. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Bekräfti-
gung und Ausweitung der Sanktionen gegen
die Demokratische Republik Kongo. – Resolu-
tion 1596(2005) vom 18. April 2005

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen betref-

fend die Demokratische Republik Kongo, ins-
besondere die Resolutionen 1493(2003) vom
28. Juli 2003, 1533(2004) vom 12. März 2004,
1552(2004) vom 27. Juli 2004, 1565(2004) vom
1. Oktober 2004 und 1592(2005) vom 30. März
2005, sowie unter Hinweis auf die Erklärungen
seines Präsidenten betreffend die Demokrati-
sche Republik Kongo, insbesondere vom 7. De-
zember 2004,

– mit dem erneuten Ausdruck seiner ernsten Be-
sorgnis über die Anwesenheit bewaffneter Grup-
pen und Milizen im östlichen Teil der Demokra-
tischen Republik Kongo, insbesondere in den
Provinzen Nord- und Südkivu und im Distrikt
Ituri, wodurch in der gesamten Region weiter ein
Klima der Unsicherheit herrscht,

– begrüßend, daß einige dieser Gruppen und Mi-
lizen im Hinblick auf ihre Beteiligung an den
Entwaffnungsprogrammen begonnen haben, ein
Verzeichnis der Rüstungsgüter und des sonsti-
gen Wehrmaterials in ihrem Besitz samt deren
Standorten vorzulegen, und mit der Aufforde-
rung an diejenigen, die dies noch nicht getan
haben, dies rasch zu tun,

– mit dem Ausdruck seiner Bereitschaft, die Be-
stimmungen seiner Resolutionen 918(1994) vom
17. Mai 1994, 997(1995) vom 9. Juni 1995 und
1011(1995) vom 16. August 1995 unter einem
breiteren Blickwinkel zu überprüfen und dabei
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die Auswirkungen fortgesetzter Instabilität im
östlichen Teil der Demokratischen Republik Kon-
go auf den Frieden und die Sicherheit im Ost-
afrikanischen Zwischenseengebiet zu berück-
sichtigen,

– den anhaltenden illegalen Zustrom von Waffen
in die Demokratische Republik Kongo und in-
nerhalb des Landes verurteilend und seine Ent-
schlossenheit bekundend, die Einhaltung des
mit seiner Resolution 1493(2003) vom 28. Juli
2003 verhängten Waffenembargos weiter ge-
nau zu überwachen,

– daran erinnernd, wie wichtig es ist, daß die Re-
gierung der nationalen Einheit und des Über-
gangs der ihr obliegenden Verantwortung nach-
kommt, unverzüglich die Integration der Streit-
kräfte der Demokratischen Republik Kongo
durchzuführen, indem sie weiter im Rahmen der
Gemeinsamen Kommission für die Reform des
Sicherheitssektors mitarbeitet, und der Geber-
gemeinschaft nahelegend, für diese Aufgabe ko-
ordinierte finanzielle und technische Hilfe zu
gewähren,

– in Würdigung der Anstrengungen, die der Ge-
neralsekretär, die Afrikanische Union und an-
dere beteiligte Akteure unternehmen, um den
Frieden und die Sicherheit in der Demokra-
tischen Republik Kongo wiederherzustellen,
und in diesem Zusammenhang die Erklärung
begrüßend, die am 20. November 2004 in Da-
ressalam zum Abschluß des ersten Gipfeltref-
fens der Internationalen Konferenz über Frie-
den, Sicherheit, Demokratie und Entwicklung
im Ostafrikanischen Zwischenseengebiet ver-
abschiedet wurde,

– Kenntnis nehmend von den Berichten der mit
Ziffer 10 der Resolution 1533(2004) eingesetz-
ten Sachverständigengruppe vom 15. Juli 2004
(S/2004/551) und vom 25. Januar 2005 (S/
2005/30), die von dem gemäß Ziffer 8 der ge-
nannten Resolution eingesetzten Ausschuß (im
folgenden ›der Ausschuß‹) übermittelt wurden,
sowie von ihren Empfehlungen,

– feststellend, daß die Situation in der Demokra-
tischen Republik Kongo nach wie vor eine Be-
drohung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit in der Region darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. bekräftigt die mit Ziffer 20 der Resolution 1493
(2003) vom 28. Juli 2003 festgelegten und mit
Resolution 1552(2004) vom 27. Juli 2004 bis
zum 31. Juli 2005 verlängerten Maßnahmen und
beschließt, daß diese Maßnahmen ab sofort auf
jeden Empfänger im Hoheitsgebiet der Demo-
kratischen Republik Kongo Anwendung finden,
und wiederholt, daß ›Hilfe‹ auch Finanzierung
und finanzielle Hilfe im Zusammenhang mit mi-
litärischen Aktivitäten umfaßt;

2. beschließt, daß die genannten Maßnahmen kei-
ne Anwendung finden auf
a) Lieferungen von Rüstungsgütern und son-

stigem Wehrmaterial oder technische Aus-
bildung und Hilfe, die ausschließlich zur Un-
terstützung von Einheiten der Armee und der
Polizei der Demokratischen Republik Kon-
go oder zur Nutzung durch diese bestimmt
sind, vorausgesetzt, daß diese Einheiten
– ihren Integrationsprozeß abgeschlossen

haben oder
– unter dem Kommando des integrierten

Generalstabs der Streitkräfte beziehungs-
weise der Nationalpolizei der Demokra-
tischen Republik Kongo stehen oder

– dabei sind, ihre Integration im Hoheits-
gebiet der Demokratischen Republik

Kongo außerhalb der Provinzen Nord-
und Südkivu und des Distrikts Ituri
durchzuführen;

b) Lieferungen von Rüstungsgütern und son-
stigem Wehrmaterial sowie technische Aus-
bildung und Hilfe, die ausschließlich zur Un-
terstützung der Mission der Organisation der
Vereinten Nationen in der Demokratischen
Republik Kongo (MONUC) oder zur Nut-
zung durch diese bestimmt sind;

c) Lieferungen nichtletalen militärischen Ge-
räts, das ausschließlich für humanitäre oder
Schutzzwecke bestimmt ist, und damit zu-
sammenhängende technische Hilfe und Aus-
bildung, soweit diese dem Ausschuß nach
Ziffer 8 e) der Resolution 1533(2004) im
Voraus angekündigt wurden;

3. ersucht die MONUC, im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten und unbeschadet der Erfüllung ihres
derzeitigen Mandats, sowie die in Ziffer 21 ge-
nannte Sachverständigengruppe, ihre Überwa-
chungstätigkeit auch weiterhin auf Nord- und
Südkivu sowie auf Ituri zu konzentrieren;

4. beschließt, daß alle künftigen genehmigten Lie-
ferungen von Rüstungsgütern und sonstigem
Wehrmaterial, die mit den Ausnahmen nach Zif-
fer 2 a) vereinbar sind, nur an Bestimmungsor-
te erfolgen dürfen, die von der Regierung der
nationalen Einheit und des Übergangs in Ab-
stimmung mit der MONUC bezeichnet und dem
Ausschuß im voraus mitgeteilt werden;

5. verlangt, daß alle Parteien, mit Ausnahme der
in Ziffer 2 a) genannten Einheiten, die über mi-
litärische Kapazitäten in Ituri, in Nordkivu oder
in Südkivu verfügen, der Regierung der natio-
nalen Einheit und des Übergangs dabei behilf-
lich sind, ihre Zusicherungen betreffend die Ent-
waffnung, Demobilisierung und Wiedereinglie-
derung ausländischer und kongolesischer Kom-
battanten sowie betreffend die Reform des Si-
cherheitssektors zu erfüllen;

6. beschließt, daß während des Zeitraums der An-
wendung der in Ziffer 1 genannten Maßnahmen
alle Regierungen in der Region, insbesondere
diejenigen der Demokratischen Republik Kon-
go sowie der an Ituri und die Kivus angrenzen-
den Staaten, die notwendigen Maßnahmen tref-
fen,

– um sicherzustellen, daß Luftfahrzeuge in der
Region im Einklang mit dem am 7. Dezember
1944 in Chicago unterzeichneten Abkommen
über die Internationale Zivilluftfahrt betrieben
werden, indem sie insbesondere die Gültigkeit
der in den Luftfahrzeugen mitzuführenden Pa-
piere sowie der Erlaubnisscheine der Luftfahr-
zeugführer verifizieren;

– um in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet den Be-
trieb eines jeden Luftfahrzeugs umgehend zu
verbieten, das den Bedingungen in dem ge-
nannten Abkommen oder den von der Interna-
tionalen Zivilluftfahrt-Organisation festgeleg-
ten Normen nicht entspricht, insbesondere in
bezug auf die Verwendung gefälschter oder ab-
gelaufener Dokumente, und dies dem Ausschuß
mitzuteilen, sowie dieses Verbot aufrechtzuer-
halten, bis der Ausschuß von Staaten oder von
der Sachverständigengruppe in Kenntnis ge-
setzt wird, daß diese Luftfahrzeuge den genann-
ten Bedingungen und Normen in Kapitel V des
Chicagoer Abkommens genügen, und feststellt,
daß sie nicht für einen mit den Resolutionen des
Sicherheitsrats unvereinbaren Zweck eingesetzt
werden;

– um sicherzustellen, daß die zivilen und mi-
litärischen Flughäfen oder Flugfelder in ihrem
jeweiligen Hoheitsgebiet nicht für einen Zweck

eingesetzt werden, der mit den mit Ziffer 1 ver-
hängten Maßnahmen unvereinbar ist;

7. beschließt ferner, daß jede Regierung in der Re-
gion, insbesondere die Regierungen der an Itu-
ri und die Kivus angrenzenden Staaten sowie
der Demokratischen Republik Kongo, ein von
dem Ausschuß und der Sachverständigengrup-
pe zu prüfendes Register aller Angaben über Flü-
ge aus ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet zu Ziel-
orten in der Demokratischen Republik Kongo
und über Flüge aus der Demokratischen Repu-
blik Kongo zu Zielorten in ihrem jeweiligen Ho-
heitsgebiet führen werden;

8. fordert die Regierung der nationalen Einheit und
des Übergangs auf, die Überwachung der Akti-
vitäten aller Flughäfen und Flugfelder, insbeson-
dere derjenigen in Ituri und in den Kivus, zu ver-
stärken, um insbesondere sicherzustellen, daß nur
Zollflughäfen für den internationalen Fluglini-
enverkehr verwendet werden, und ersucht die
MONUC, auf Flughäfen und Flugfeldern, auf de-
nen sie über eine permanente Präsenz verfügt, im
Rahmen ihrer Möglichkeiten mit den zuständi-
gen kongolesischen Behörden zusammenzuar-
beiten, mit dem Ziel, die Fähigkeit dieser Be-
hörden zur Überwachung und Kontrolle der Nut-
zung der Flughäfen zu verbessern;

9. empfiehlt in diesem Zusammenhang den Staa-
ten der Region, insbesondere denjenigen, die
Parteien der am 20. November 2004 in Dares-
salam verabschiedeten Erklärung sind, die regio-
nale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Flug-
sicherung zu fördern;

10. beschließt, daß die Regierung der Demokrati-
schen Republik einerseits und die Regierungen
der an Ituri und die Kivus angrenzenden Staa-
ten andererseits während des Zeitraums der An-
wendung der in Ziffer 1 genannten Maßnahmen
die notwendigen Maßnahmen treffen werden,

– um, soweit es sie betrifft, die Zollkontrollen an
den Grenzen zwischen Ituri oder den Kivus und
den Nachbarstaaten zu verstärken,

– um sicherzustellen, daß kein Beförderungsmit-
tel in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet unter Ver-
stoß gegen die von den Mitgliedstaaten nach
Ziffer 1 getroffenen Maßnahmen eingesetzt wird,
und der MONUC derartige Aktivitäten mitzu-
teilen,

– und ersucht die MONUC und die Operation der
Vereinten Nationen in Burundi (ONUB), im
Einklang mit ihrem jeweiligen Mandat dort, wo
sie über eine ständige Präsenz verfügen, den zu-
ständigen Zollbehörden der Demokratischen
Republik Kongo und Burundis diesbezügliche
Hilfe zu leisten;

11. erneuert seine Aufforderung an die internatio-
nale Gemeinschaft, insbesondere die betroffe-
nen spezialisierten internationalen Organisati-
onen, namentlich die Internationale Zivilluft-
fahrt-Organisation und die Weltzollorganisati-
on, der Regierung der nationalen Einheit und
des Übergangs finanzielle und technische Hilfe
zu gewähren, mit dem Ziel, ihr bei der Aus-
übung einer wirksamen Kontrolle über ihre Gren-
zen und ihren Luftraum behilflich zu sein, und
bittet in diesem Zusammenhang den Internatio-
nalen Währungsfonds und die Weltbank, Hilfe zu
gewähren, mit dem Ziel, die Leistung der Zoll-
behörden der Demokratischen Republik Kongo
zu bewerten und zu verbessern und ihre Fähig-
keiten zu stärken;

12. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, Unter-
suchungen der Aktivitäten ihrer Staatsangehö-
rigen durchzuführen, die Luftfahrzeuge oder an-
dere Beförderungsmittel wie die in den Ziffern
6 und 10 genannten betreiben oder mit deren
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Betrieb verbunden sind, die für die Weitergabe
von Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmate-
rial unter Verstoß gegen die mit Ziffer 1 ver-
hängten Maßnahmen eingesetzt werden, und
erforderlichenfalls geeignete gerichtliche Ver-
fahren gegen sie einzuleiten;

13. beschließt, daß alle Staaten während des Zeit-
raums der Anwendung der in Ziffer 1 genann-
ten Maßnahmen die notwendigen Maßnahmen
treffen werden, um zu verhindern, daß Personen,
von denen der Ausschuß festgestellt hat, daß sie
gegen die von den Mitgliedstaaten nach Ziffer
1 getroffenen Maßnahmen verstoßen, in ihr Ho-
heitsgebiet einreisen oder durch dieses durchrei-
sen, wobei kein Staat durch diese Bestimmun-
gen verpflichtet wird, seinen eigenen Staatsan-
gehörigen die Einreise in sein Hoheitsgebiet zu
verweigern;

14. beschließt, daß die mit Ziffer 13 verhängten Maß-
nahmen keine Anwendung finden, wenn der
Ausschuß im voraus und von Fall zu Fall fest-
stellt, daß die betreffenden Reisen aus huma-
nitären Gründen, einschließlich religiöser Ver-
pflichtungen, gerechtfertigt sind, oder wenn er
zu dem Schluß kommt, daß eine Ausnahme-
regelung die Verwirklichung der Ziele der Rats-
resolutionen, nämlich die Herbeiführung von
Frieden und nationaler Aussöhnung in der De-
mokratischen Republik Kongo und von Stabi-
lität in der Region, fördern würde;

15. beschließt, daß alle Staaten während des Zeit-
raums der Anwendung der in Ziffer 1 genann-
ten Maßnahmen sofort die sich ab dem Zeit-
punkt der Verabschiedung dieser Resolution in
ihrem Hoheitsgebiet befindenden Gelder, ande-
ren finanziellen Vermögenswerte und wirtschaft-
lichen Ressourcen einfrieren werden, die im Ei-
gentum oder unter der direkten oder indirekten
Kontrolle der nach Ziffer 13 von dem Aus-
schuß benannten Personen stehen oder die von
Einrichtungen gehalten werden oder direkt oder
indirekt von Personen kontrolliert werden, die
in ihrem Namen oder auf ihre Anweisung han-
deln, soweit von dem Ausschuß benannt, und
beschließt ferner, daß alle Staaten sicherstellen
werden, daß ihre Staatsangehörigen oder Per-
sonen innerhalb ihres Hoheitsgebiets für die ge-
nannten Personen oder Einrichtungen oder zu
ihren Gunsten keine Gelder, finanziellen Vermö-
genswerte oder wirtschaftlichen Ressourcen zur
Verfügung stellen;

16. beschließt, daß die Bestimmungen von Ziffer
15 auf Gelder, andere finanzielle Vermögens-
werte und wirtschaftliche Ressourcen keine An-
wendung finden, die nach Feststellung der be-
treffenden Staaten
a) für grundlegende Ausgaben erforderlich

sind, namentlich für die Bezahlung von
Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypothe-
ken, Medikamenten und medizinischer Be-
handlung, Steuern, Versicherungsprämien
und Gebühren öffentlicher Versorgungsun-
ternehmen, oder für die Bezahlung ange-
messener Honorare und die Rückerstattung
von Ausgaben im Zusammenhang mit der
Bereitstellung rechtlicher Dienste oder für
die Bezahlung von Gebühren oder Kosten
für die routinemäßige Verwahrung oder Ver-
waltung eingefrorener Gelder, anderer finan-
zieller Vermögenswerte und wirtschaftlicher
Ressourcen im Einklang mit innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften, sofern die betref-
fenden Staaten dem Ausschuß ihre Absicht
mitgeteilt haben, gegebenenfalls den Zu-
gang zu diesen Geldern, anderen finanziel-
len Vermögenswerten und wirtschaftlichen

Ressourcen zu genehmigen, und der Aus-
schuß innerhalb von vier Arbeitstagen nach
einer solchen Mitteilung keine ablehnende
Entscheidung getroffen hat;

b) für außerordentliche Ausgaben erforderlich
sind, vorausgesetzt, daß diese Feststellung
dem Ausschuß von den betreffenden Staa-
ten mitgeteilt und von dem Ausschuß ge-
billigt wurde, oder

c) Gegenstand eines Pfandrechts oder einer
Entscheidung eines Gerichts, einer Verwal-
tungsstelle oder eines Schiedsgerichts sind,
in welchem Fall die Gelder, anderen finan-
ziellen Vermögenswerte und wirtschaftli-
chen Ressourcen für die Erfüllung von For-
derungen aus diesem Pfandrecht oder die-
ser Entscheidung verwendet werden kön-
nen, vorausgesetzt, das Pfandrecht oder die
Entscheidung entstand beziehungsweise er-
ging vor dem Datum dieser Resolution, be-
günstigt nicht eine von dem Ausschuß in
Ziffer 15 benannte Person oder Einrichtung
und wurde dem Ausschuß durch die betref-
fenden Staaten mitgeteilt;

17. beschließt, spätestens am 31. Juli 2005 die in
den Ziffern 1, 6, 10, 13 und 15 genannten Maß-
nahmen im Lichte der Fortschritte, die beim
Friedens- und Übergangsprozeß in der Demo-
kratischen Republik Kongo erzielt wurden, ins-
besondere bei der Integration der Streitkräfte
und der Nationalpolizei, zu überprüfen;

18. beschließt, daß der Ausschuß zusätzlich zu den
in Ziffer 8 der Resolution 1533(2004) genann-
ten Aufgaben auch die folgenden Aufgaben über-
nehmen wird:
a) die Personen und Einrichtungen zu benen-

nen, auf die die in den Ziffern 6, 10, 13 und
15 festgelegten Maßnahmen Anwendung
finden, einschließlich Luftfahrzeuge und
Fluglinien, und seine Liste regelmäßig zu
aktualisieren;

b) von allen beteiligten Staaten, insbesondere
den Staaten in der Region, Informationen
über die von ihnen ergriffenen Schritte zur
Anwendung der mit den Ziffern 1, 6, 10, 13
und 15 verhängten Maßnahmen sowie alle
weiteren von ihm als nützlich erachteten
Informationen einzuholen, unter anderem
auch, indem allen Staaten die Möglichkeit
gegeben wird, Vertreter zu Treffen mit dem
Ausschuß zu entsenden, um alle maßgebli-
chen Fragen ausführlicher zu erörtern;

c) alle beteiligten Staaten, insbesondere die
Staaten in der Region, aufzufordern, dem
Ausschuß Informationen über die Schritte
zu übermitteln, die sie unternommen ha-
ben, um gegen die von dem Ausschuß nach
Buchstabe a) benannten Einzelpersonen zu
ermitteln und sie gegebenenfalls strafrecht-
lich zu verfolgen;

d) Anträge auf Ausnahmen nach den Ziffern
14 und 16 zu prüfen und darüber zu ent-
scheiden;

e) die erforderlichen Richtlinien zur Erleich-
terung der Durchführung der Ziffern 6, 10,
13 und 15 zu erlassen;

19. verlangt, daß alle Parteien und alle Staaten bei
der Arbeit der in Ziffer 21 genannten Sachver-
ständigengruppe und der MONUC uneinge-
schränkt kooperieren und daß sie
– die Sicherheit ihrer Mitglieder gewährlei-

sten;
– den ungehinderten und sofortigen Zugang

für die Mitglieder der Sachverständigen-
gruppe gewährleisten, indem sie ihnen ins-
besondere alle Informationen über mögli-

che Verstöße gegen die von den Mitglied-
staaten im Einklang mit den Ziffern 1, 6, 10,
13 und 15 verhängten Maßnahmen zuleiten
und indem sie den Zugang der Sachverstän-
digengruppe zu den Personen, Dokumenten
und Orten erleichtern, bei denen sie dies für
die Erfüllung ihres Mandats als sachdien-
lich erachtet;

20. ersucht alle beteiligten Staaten, insbesondere die
Staaten in der Region, dem Ausschuß innerhalb
von 45 Tagen nach der Verabschiedung dieser
Resolution über die Schritte Bericht zu erstat-
ten, die sie zur Durchführung der mit den Zif-
fern 6, 10, 13 und 15 verhängten Maßnahmen
unternommen haben, und ermächtigt den Aus-
schuß, danach von den Mitgliedstaaten alle In-
formationen anzufordern, die er für die Erfül-
lung seines Mandats als notwendig erachtet;

21. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit
dem Ausschuß innerhalb von 30 Tagen nach
der Verabschiedung dieser Resolution und für
einen am 31. Juli 2005 endenden Zeitraum die
in Ziffer 10 der Resolution 1533(2004) ge-
nannte Sachverständigengruppe wieder einzu-
setzen und einen zusätzlichen fünften Sachver-
ständigen für Finanzfragen aufzunehmen, und
ersucht den Generalsekretär ferner darum, der
Sachverständigengruppe die für die Erfüllung
ihres Mandats notwendigen Ressourcen bereit-
zustellen;

22. ersucht die genannte Sachverständigengruppe,
dem Rat über den Ausschuß vor dem 1. Juli
2005 schriftlich Bericht zu erstatten, nament-
lich über die Durchführung der in den Ziffern
1, 6, 10, 13 und 15 genannten Maßnahmen;

23. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Somalia

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Wiederein-
setzung der Überwachungsgruppe zur Überwa-
chung des Waffenembargos für einen Zeitraum
von sechs Monaten. – Resolution 1587(2005)
vom 15. März 2005

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner früheren Resolutionen

und der Erklärungen seines Präsidenten betref-
fend die Situation in Somalia, insbesondere Re-
solution 733(1992) vom 23. Januar 1992, die
ein Embargo für alle Lieferungen von Waffen
und militärischem Gerät nach Somalia einrich-
tete (im folgenden als ›Waffenembargo‹ be-
zeichnet), Resolution 1519(2003) vom 16. De-
zember 2003 und Resolution 1558(2004) vom
17. August 2004,

– unter Begrüßung der weiteren Fortschritte im
Prozeß der nationalen Aussöhnung in Somalia
und in der Erwartung, daß die Übergangsbun-
desregierung weitere Schritte zur Herstellung
einer wirksamen nationalen Regierungs- und
Verwaltungsführung in Somalia unternimmt,

– in Bekräftigung der Wichtigkeit der Souveräni-
tät, der territorialen Unversehrtheit, der politi-
schen Unabhängigkeit und der Einheit Somalias,

– in Würdigung der Anstrengungen, die die Afri-
kanische Union und die Zwischenstaatliche Be-
hörde für Entwicklung unternehmen, um die
Übergangsbundesregierung zu unterstützen, und
die Unterstützung begrüßend, die die Afrikani-
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sche Union weiter zugunsten der Aussöhnung
in Somalia leistet,

– Kenntnis nehmend von dem gemäß Ziffer 3 e)
der Resolution 1558(2004) vorgelegten Bericht
der Überwachungsgruppe vom 14. Februar 2005
(S/2005/153) und den darin enthaltenen Be-
merkungen und Empfehlungen,

– unter Verurteilung des gegen das Waffenembar-
go verstoßenden fortgesetzten Zustroms von
Waffen und Munition nach Somalia und durch
Somalia und seine Entschlossenheit bekundend,
diejenigen, die gegen das Waffenembargo ver-
stoßen, zur Rechenschaft zu ziehen,

– erneut erklärend, wie wichtig es ist, daß die Mit-
gliedstaaten das Waffenembargo durchführen
und daß dessen Überwachung in Somalia durch
beständige, aufmerksame Untersuchungen der
Verstöße gegen das Waffenembargo verstärkt
wird, und eingedenk dessen, daß die strikte
Durchsetzung des Waffenembargos die Sicher-
heitslage in Somalia insgesamt verbessern wird,

– feststellend, daß die Situation in Somalia eine
Bedrohung des Weltfriedens und der internatio-
nalen Sicherheit in der Region darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. betont, daß alle Staaten verpflichtet sind, den
mit Resolution 733(1992) verhängten Maßnah-
men uneingeschränkt Folge zu leisten;

2. bekundet seine Absicht, den Bericht der Über-
wachungsgruppe vom 14. Februar 2005 (S/2005/
153) gebührend zu prüfen, um die Durchführung
und Einhaltung der mit Resolution 733(1992)
verhängten Maßnahmen zu verbessern;

3. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit
dem Ausschuß nach Resolution 751(1992) vom
24. April 1992 (im folgenden als ›Ausschuß‹
bezeichnet) innerhalb von 30 Tagen nach der
Verabschiedung dieser Resolution und für ei-
nen Zeitraum von sechs Monaten die in Ziffer 3
der Resolution 1558(2004) genannte Überwa-
chungsgruppe wieder einzusetzen, mit dem
Auftrag,
a) weiter zu untersuchen, inwieweit die Mit-

gliedstaaten das Waffenembargo durchfüh-
ren beziehungsweise dagegen verstoßen,
nach Möglichkeit auch durch Felduntersu-
chungen in Somalia und gegebenenfalls in
anderen Staaten, insbesondere denjenigen
in der Region;

b) die Maßnahmen zu bewerten, die die so-
malischen Behörden sowie die Mitglied-
staaten, insbesondere diejenigen in der Re-
gion, unternommen haben, um das Waffen-
embargo vollständig durchzuführen;

c) auf detaillierten Informationen beruhende
konkrete Empfehlungen in den einschlägi-
gen Fachgebieten in bezug auf Verstöße
sowie über die Maßnahmen vorzulegen, die
der Durchführung des Waffenembargos un-
ter seinen verschiedenen Aspekten Wirk-
samkeit verleihen und sie verstärken sollen;

d) die Informationen über den Entwurf der Li-
ste derjenigen Personen und Einrichtungen,
die innerhalb und außerhalb Somalias ge-
gen die von den Mitgliedstaaten im Ein-
klang mit Resolution 733(1992) durchge-
führten Maßnahmen verstoßen, sowie der-
jenigen, die sie aktiv unterstützen, im Hin-
blick auf mögliche künftige Maßnahmen
seitens des Rates weiter zu verfeinern und
zu aktualisieren und diese Informationen
dem Ausschuß vorzulegen, sobald er dies
für angezeigt hält;

e) auf der Grundlage ihrer Untersuchungen,
der vorausgegangenen Berichte der mit den

Resolutionen 1425(2002) vom 22. Juli 2002
und 1474(2003) vom 8. April 2003 ernann-
ten Sachverständigengruppe (S/2003/223
und S/2003/1035) sowie der vorausgegan-
genen Berichte der mit den Resolutionen
1519(2003) vom 16. Dezember 2003 und
1558(2004) vom 17. August 2004 ernann-
ten Überwachungsgruppe (S/2004/604 und
S/2005/153) auch weiterhin Empfehlun-
gen abzugeben;

f) mit dem Ausschuß bezüglich konkreter Emp-
fehlungen für zusätzliche Maßnahmen eng
zusammenzuarbeiten, um die Einhaltung des
Waffenembargos insgesamt zu verbessern;

g) bei der Feststellung von Bereichen behilf-
lich zu sein, in denen die Kapazitäten der
Staaten in der Region gestärkt werden kön-
nen, um die Durchführung des Waffenem-
bargos zu erleichtern;

h) innerhalb von 90 Tagen nach ihrer Einset-
zung dem Rat über den Ausschuß eine Halb-
zeitunterrichtung zu geben;

i) spätestens 30 Tage vor Ablauf ihres Mandats
dem Rat über den Ausschuß einen Schluß-
bericht über alle genannten Aufgaben vor-
zulegen, den der Ausschuß anschließend
prüfen und vor Ablauf ihres Mandats dem
Sicherheitsrat vorlegen wird;

4. ersucht den Generalsekretär ferner, die notwen-
digen finanziellen Vorkehrungen zu treffen, um
die Arbeit der Überwachungsgruppe zu unter-
stützen;

5. bekräftigt die Ziffern 4, 5, 7, 8 und 10 der Re-
solution 1519(2003);

6. ersucht den Ausschuß, im Einklang mit seinem
Mandat und im Benehmen mit der Überwa-
chungsgruppe und anderen zuständigen Ein-
richtungen der Vereinten Nationen zu prüfen,
wie die Durchführung und Einhaltung des Waf-
fenembargos verbessert werden kann, nament-
lich, wie die Kapazitäten der Staaten in der Re-
gion zur Durchführung des Waffenembargos
ausgebaut werden können, um den anhaltenden
Verstößen zu begegnen, und dem Rat entspre-
chende Empfehlungen vorzulegen;

7. ersucht den Ausschuß ferner, zu gegebener Zeit
einen Besuch in Somalia oder der Region durch
seinen Vorsitzenden und von diesem benannte
Personen, nach Billigung durch den Ausschuß,
zu erwägen, um die Entschlossenheit des Sicher-
heitsrats zu demonstrieren, dem Waffenembar-
go volle Wirkung zu verleihen;

8. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Zypern

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Friedenstruppe der Ver-
einten Nationen in Zypern (UNFICYP). – Re-
solution 1568(2004) vom 22. Oktober 2004

Der Sicherheitsrat,
– unter Begrüßung des Berichts des Generalse-

kretärs vom 24. September 2004 (S/2004/756)
über den Einsatz der Vereinten Nationen in Zy-
pern,

– die Parteien erneut auffordernd, die humanitä-
re Frage der Vermißten mit der gebührenden
Dringlichkeit und Ernsthaftigkeit zu bewerten
und zu regeln, und in diesem Zusammenhang

erfreut darüber, daß der Ausschuß für Vermiß-
te im August 2004 seine Tätigkeit wieder auf-
genommen hat,

– unter Begrüßung der vom Generalsekretär ge-
mäß Resolution 1548(2004) vom 11. Juni 2004
vorgenommenen Überprüfung der Friedenstrup-
pe der Vereinten Nationen in Zypern (UN-
FICYP), 

– feststellend, daß die Regierung Zyperns zuge-
stimmt hat, daß es angesichts der Verhältnisse
auf der Insel notwendig ist, die UNFICYP über
den 15. Dezember 2004 hinaus in Zypern zu
belassen,

– Kenntnis nehmend von der Einschätzung des
Generalsekretärs, daß sich die Sicherheitslage
auf der Insel während der letzten Jahre zuneh-
mend beruhigt hat und daß ein Wiederaufflam-
men der Kämpfe in Zypern immer unwahr-
scheinlicher wird,

– unter Begrüßung der Absicht des Generalse-
kretärs, vor der nächsten Verlängerung des Man-
dats der UNFICYP eine weitere Überprüfung
ihres Mandats, ihrer Personalstärke und ihres
Einsatzkonzepts vorzunehmen und dabei wei-
terhin die Entwicklungen vor Ort sowie die Auf-
fassungen der Parteien zu berücksichtigen,

– sich dem Dank des Generalsekretärs an die Re-
gierung Zyperns und die Regierung Griechen-
lands für ihre freiwilligen Beiträge zur Finan-
zierung der UNFICYP sowie seinem Ersuchen
um weitere freiwillige Beiträge seitens anderer
Länder und Organisationen anschließend,

– erfreut über die Anstrengungen, welche die Ver-
einten Nationen unternehmen, um das Friedens-
sicherungspersonal im Hinblick auf die Präven-
tion und Eindämmung von HIV/Aids und an-
deren übertragbaren Krankheiten bei allen ih-
ren Friedenssicherungseinsätzen zu sensibilisie-
ren, und diese Anstrengungen befürwortend,

1. bekräftigt alle seine einschlägigen Resolutio-
nen über Zypern, insbesondere die Resolution
1251(1999) vom 29. Juni 1999 und die darauf
folgenden Resolutionen;

2. macht sich die Empfehlungen des Generalse-
kretärs in seinem Bericht vom 24. September
2004 betreffend die Änderung des Einsatzkon-
zepts und der Personalstärke der UNFICYP zu
eigen;

3. beschließt, das Mandat der UNFICYP um ei-
nen weiteren, am 15. Juni 2005 endenden Zeit-
raum zu verlängern;

4. fordert die türkisch-zyprische Seite und die tür-
kischen Streitkräfte nachdrücklich auf, alle ver-
bleibenden der UNFICYP auferlegten Beschrän-
kungen unverzüglich aufzuheben, und fordert
sie auf, den militärischen Status quo in Strovi-
lia wiederherzustellen, der vor dem 30. Juni
2000 bestand;

5. ersucht den Generalsekretär, gleichzeitig mit der
oben vorgesehenen Überprüfung einen Bericht
über die Durchführung dieser Resolution vor-
zulegen;

6. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Quelle für die Übersetzungen der UN-Dokumente: Deut-
scher Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen, New
York
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Korrigendum:
Bei dem in Heft 3/2005, S. 109, Abgebildeten handelt es
sich fälschlicher Weise nicht um den Hohen Kommissar
der Vereinten Nationen für Flüchtlinge (UNHCR), Antó-
nio Manuel de Oliveira Guterres. Zu sehen ist José Luis
Guterres, Ständiger Vertreter Timor-Lestes bei den UN.


